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Das Engerl freut sich an
den ÖBV-Frauen im und um
den Frauenarbeitskreis, nicht zum ersten
Mal, aber umso heftiger. Die haben näm-
lich so großartige Ideen, die sie mit Witz
und Biss verfolgen, dass es dem Engerl
ganz warm um’s Herz wird. Nachzulesen
unter anderem in dieser Ausgabe der Bäu-
erlichen Zukunft!

Um das Teuferl ist diesmal ein beson-
deres „Griss“. Minister Rupprechter und
LK-Chef Schultes, der bei einer Veran-
staltung der Bundesanstalt für Bergbau-
ernfragen explodierte, hätten es sich we-
gen ihrer besonderen Kritikunfähigkeit
verdient, aber der Herr Minister hat ohne-
dies am Streisand-Effekt zu tragen (siehe
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Seite 18). Deswegen geht das Teuferl an
die Landwirtschaftskammer Oberöster-
reich. Die verschickt e-mails an die Bauern
und Bäuerinnen mit einer auf Punkt und
Beistrich vorgefertigten Antwort zur Kon-
sultation der EU-Kommission zur GAP.
Die Bäuer*innen sollen da teilnehmen,
weil sich „bereits jetzt eine starke Beteili-
gung an der Konsultation seitens NGOs
und anderer Akteure abzeichne. Umso
wichtiger ist auch eine starke Vertretung
der Bauernschaft in der europaweiten Ab-
frage!“ Selbständiges Denken gesteht die
LK den Bäuer*innen wohl nicht zu. Und
dass Agrarpolitik die gesamte Gesellschaft
angeht, hat sie auch noch nicht verstanden.

Wintereinbruch nach Ostern. Zum
Teil brachte er bis zu einem Meter
Schnee. Eisig verhalten sich auch

Molkereien, die den engagierten Milch-
produzent*innen, die sich für einen höhe-
ren Milchpreis einsetzen, keine Milch ab-
nehmen und sie ohne Lieferverträge ste-
hen lassen.

Über Schnee und Kälte freuen sich nur
die Pinguine, und sie wundern sich, wieso
das mit dem Durchsetzen der bäuerlichen
Rechte gar so lange dauert. Einige  Artikel schildern, wie in der Vergangenheit das
Rechtsbewusstsein keimte und wuchs und erzählen auch von zukünftigen Plänen.

Wie Stärkere und Mächtigere zum Schaden aller – sie selbst eingeschlossen – recht
und Rechte haben wollen und was wir dagegen tun können, damit beschäftigt sich diese
Ausgabe auch.

Das nächste Thema wird „Zeit zum Wachsen“ sein – nachhaltige Waldwirtschaft,
Generationen und der Faktor Zeit. Redaktionsschluss ist der 29. Mai 2017.

Es grüßen recht fröhlich aus der Redaktion 
Eva, Irmi und Monika

Liebe Leserinnen, liebe Leser!
Österreichische Berg- und Kleinbäuer_innenvereinigung

Foto: Eva Schinnerl
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I n dieser Ausgabe der bäuerlichen Zu-
kunft lesen wir unter anderem über
die nun schon viele Jahre dauernde

Arbeit hin zu einer UN-Erklärung über
die Rechte von Kleinbäuerinnen und 
-bauern. Ein mühsamer Weg, eine trocke-
ne Arbeit, werden viele meinen, wenn sie
den Prozess und die Diskussionen rund
um die Erklärung betrachten. Warum
aber muss es uns als Bäuerinnen und
Bauern, als an Landwirtschaft Interes-
sierte und für Ernährungssouveränität
Kämpfende wichtig sein, dass es diese
Erklärung gibt? Warum investieren Via
Campesina-Organisationen aus aller Welt
so viel Zeit und Energie in diesen Pro-
zess? 

Im Kern geht es um das Recht, Rech-
te zu haben, wie es Hannah Arendt for-
muliert hat. Bauern und Bäuerinnen sol-
len als eigene „rechtliche Subjekte“ aner-
kannt werden. Es geht nicht nur um
Menschenrechte, die allen Menschen zu-
stehen, sondern es geht darum, dass die-
jenigen, die unsere Lebensmittel herstel-
len, eigene – eben bäuerliche – Rechte
haben. Das Recht auf Zugang zu Res-
sourcen, das Recht auf Zugang zu Märk-
ten, das Recht, sich zusammenzu-
schließen, das Recht auf Biodiversität
und ein angemessenes Einkommen sind
nur einige wenige dieser spezifischen
bäuerlichen Rechte. Und insbesondere
geht es auch um das Recht auf Ernäh-
rungssouveränität. Ernährungssouverä-
nität wiederum beruht auf dem Recht
der Akteur*innen – also aller, die Le-
bensmittel herstellen, verarbeiten, ver-
treiben und essen –, die Ausgestaltung
des Agrar- und Lebensmittelsystems de-
mokratisch zu verhandeln. Um dieses
Recht auf Mitbestimmung und Mitgestal-
tung wahrnehmen zu können, braucht es
aber Voraussetzungen, die in unserer von

Exklusionsmechanismen und Herr-
schaftsverhältnissen geprägten Gesell-
schaft nicht selbstverständlich sind. Ins-
besondere Menschen mit niedrigem Ein-
kommen, Migrant*innen und Frauen
sind oft von Partizipation und Teilhabe
ausgeschlossen. Wenn wir also für die
bäuerlichen Rechte und eine UN-Er-
klärung dazu eintreten, dann kämpfen
wir für Bedingungen, die es allen Men-
schen, die an der Herstellung unserer Le-
bensmittel beteiligt sind, ermöglichen,
ihre Rechte einzufordern.

Diese bäuerlichen Rechte werden der-
zeit mit Füßen getreten – nicht nur im
globalen Süden, sondern auch bei uns.
Wenn den Bäuerinnen und Bauern ver-
weigert wird, die Agrarpolitik, die sie täg-
lich betrifft, mitzubestimmen, wenn Ver-
träge mit Verarbeitern Bauern und Bäue-
rinnen daran hindern, ihre Forderungen
öffentlich kundzutun, wenn Milchbäue-
rinnen und Milchbauern der Zugang zum
Markt abgeschnitten wird, wie es derzeit
in Österreich passiert, dann ist das eine
Verletzung von bäuerlichen Rechten. Um
solche Verletzungen in Zukunft verhin-
dern zu können, kämpfen wir für die
UN-Erklärung.

Irmi Salzer
Referentin für Öffentlichkeitsarbeit der ÖBV-

Via Campesina Austria
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D ie Erklärung soll die Rechte der
Kleinbäuer*innen fördern und
schützen sowie auf die Bedrohun-

gen und Diskriminierungen aufmerksam
machen, unter denen Bäuer*innen und an-
dere Menschen, die in der Nahrungsmittel-
produktion arbeiten, leiden.

Der derzeitige Entwurf der Erklärung
wird mit der Open-Ended Intergovern-
mental Working Group (OEIWG, zwi-
schenstaatliche Arbeitsgruppe) über die
Rechte von Kleinbäuerinnen, Kleinbauern
und anderen Personen, die am Land arbei-
ten, verhandelt. Diese Arbeitsgruppe ist
Teil des Menschenrechtsrats in Genf und
wurde im September 2012 durch die Reso-
lution 21/19 ins Leben gerufen.

Die dritte Sitzung der Arbeitsgruppe
fand vom 17. bis 20. Mai 2016 in Genf
statt, mit der bolivianischen Botschafterin
als Vorsitzender, so wie seit der ersten Sit-

zung. Dutzende von Vertreter*innen –
Männer und Frauen, Bauern und Bäuerin-
nen, Fischer*innen, Indigene, Hirt*innen
und Landarbeiter*innen aus der ganzen
Welt kamen zusammen, um den Entwurf
der Erklärung zusammen mit zahlreichen
NGOs und Expert*innen zu diskutieren
und zu verteidigen.

Wie sind wir so weit gekommen?
Der aktuelle Entwurf ist das Ergebnis

der mehr als 15-jährigen Arbeit von La Via
Campesina (LVC), unterstützt von FIAN
International und CETIM (Europe Third
World Center) und anderen sozialen Bewe-
gungen. Der Prozess hat eine einzigartige
Strategie: Die Erklärung soll von der UN
als internationalem Menschenrechts-Go-
vernance-System anerkannt werden – und
sie basiert auf den Anliegen, die von der
Basis der Bauernbewegungen kommen.

Hier die Eckdaten dieses langen
Kampfes:

• 2000–2004: Die SPI (Serikati Petani
Indonesien), eine indonesische Gewerk-
schaft und Mitglied der LVC, lud zu er-
sten Treffen in Genf ein mit dem Ziel,
die Anerkennung und Institutiona-
lisierung der bäuerlichen Rechte zu er-
reichen.

• 2004–2008: Drei Berichte über Verlet-
zungen bäuerlicher Rechte wurden von
LVC und FIAN verfasst und dem Men-
schenrechtsrat in den Jahren 2004, 2005
und 2006 vorgelegt. Im Juni 2008 fand
die Jakarta-Konferenz über bäuerliche
Rechte statt, an der einige hundert De-
legierte von La Via Campesina und etwa
1.000 Mitglieder der SPI teilnahmen. La
Via Campesinas Erklärung über die
Rechte der Bauern und Bäuerinnen
wurde verabschiedet.

• 2008–2012: Arbeit in der UNO.
Während der Welternährungskrise ka-
men die UN-Generalversammlung in
New York und der Menschenrechtsrat
in Genf auf LVC zu, um über Maßnah-
men zur Bekämpfung der Krise zu dis-
kutieren. LVC reagierte mit seiner Er-
klärung – sie sei ein unverzichtbares In-
strument zur Bekämpfung von Hunger
und Diskriminierung von Bauern und
Bäuerinnen auf der ganzen Welt. Im
Jahr 2009 hat der Menschenrechtsrat
dem Beratenden Ausschuss (Advisory
Committee of the Human Rights
Council) das Mandat gegeben, eine Stu-
die über Diskriminierung im Bezug auf
das Recht auf Nahrung durchzuführen.
Im März 2012 stellte der Beratende
Ausschuss des Menschenrechtsrats sei-
ne endgültige Studie zu den Rechten der
Bäuerinnen und Bauern und anderen
Personen, die am Land arbeiten, vor.
Der Ausschuss empfahl dem Men-

Der Prozess hin zu einer „UN-Erklärung für die Rechte von Kleinbäuerinnen,
Kleinbauern und anderen Personen, die am Land arbeiten“ zielt darauf ab, ein
internationales Menschenrechtsinstrument zu schaffen. 
VON SANDRA MORENO
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schenrechtsrat, ein neues Mandat zu er-
teilen, um die Förderung und den
Schutz der bäuerlichen Rechte zu stär-
ken und schlug vor, ein besonderes In-
strument zu diesem Zweck zu schaffen.
Die vom Beratenden Ausschuss verab-
schiedete Erklärung über die Rechte der
Bauern und Bäuerinnen wurde weitge-
hend von der LVC-Erklärung inspiriert.
Im September 2012 verabschiedeten die
47 Mitgliedstaaten im Rat die histori-
sche Resolution 19/21, in der die erste
OEIWG ins Leben gerufen wurde. Die
OEIWG hat das Mandat, eine Er-
klärung der Vereinten Nationen über
die Rechte der Bauern und Bäuerinnen
und anderer Personen, die in ländlichen
Gebieten arbeiten, zu verhandeln, abzu-
schließen und einzureichen. 23 Staaten
stimmten für die Resolution, 9 dagegen
und 15 Staaten haben sich enthalten.

• 2013 –2017: Die erste Sitzung der OEI-
WG (zwischenstaatliche Arbeitsgruppe)
war im Juli 2013. Diese erste Sitzung en-
dete mit der Empfehlung, einen neuen
Text für die zweite Sitzung zu erstellen.
Im Juni 2014 wurde die Entschließung
26/26 mit 29 Ja-Stimmen, 5 Gegenstim-
men und 13 Stimmenthaltungen verab-
schiedet und das zweite Mandat der Ar-
beitsgruppe erteilt. Es gab also eine
zweite Sitzung im Februar 2015. Die
dritte Resolution 30/13 wurde mit 31 Ja-
Stimmen, 1 Gegenstimme und 15 Ent-
haltungen verabschiedet und befürwor-
tete eine Fortsetzung der Verhandlun-
gen in den Jahren 2016 und 2017. Die
dritte Sitzung der Arbeitsgruppe war im
Mai 2016, mit einer Lesung des neuen
Entwurfs der Erklärung. Die Länder des
globalen Nordens weigern sich immer
noch, dieses Instrument anzunehmen,
aber der Weg zum Dialog wurde eröff-
net. Die Haltung der EU ändert sich
langsam – sie hat zum ersten Mal in den
Schlussfolgerungen des Berichts akzep-
tiert, dass es Sorge um jene geben muss,

die in schutzbedürfti-
gen Situationen leben.
Die letzte Arbeits-
gruppe war geprägt
von der starken Prä-
senz von Organisatio-
nen, die ihre Unter-
stützung anboten. La
Via Campesina und
andere Organisatio-
nen machten insgesamt 64 Kommenta-
re, – während der ersten Sitzung im Jahr
2013 waren es nur fünf. Es wurde be-
schlossen, dass eine Überprüfung des
Textes vor der nächsten Sitzung im Mai
2017 stattfinden würde.

Was ist unsere Position?
80% der unter Hunger leidenden Welt-

bevölkerung leben in ländlichen Gebieten.
Derzeit sind 50% davon Bäuer*innen,
20% sind landlose Familien, die als Päch-
ter*innen oder unterbezahlte Landarbei-
ter*innen arbeiten. Nicht weniger als 70%
dieser Personen sind Frauen, die
hauptsächlich in der Landwirtschaft arbei-
ten. Die Hauptursachen dieser Diskrimi-
nierung und Verwundbarkeit sind direkt
mit dem fundamentalen und historischen
Kampf von La Via Campesina verknüpft.
Deshalb verteidigen wir folgende Rechte:

Recht auf Land und andere natürliche
Ressourcen, einschließlich des Rechts auf
nicht-produktives Land, die Anerkennung
der sozialen Funktion des Landes, die Re-
gulierung nichtstaatlicher Akteure und ex-
traterritoriale Verpflichtungen der Staaten,
„Territorium“, Agrarreform, Begrenzung
oder Verbot von großen Unternehmen
und übertriebener Konzentration des
Landbesitzes, Verpflichtung der Staaten,
den Zugang der Bäuer*innen zu öffentli-
chen Flächen zu ermöglichen, die Schaf-
fung eines unveräußerlichen öffentlichen
landwirtschaftlichen Erbes, die Diskrimi-
nierung im Hinblick auf den Zugang zu

Land zu beenden und die Schaffung von
„bäuerlichen Gebieten“/Territorien.

Recht auf menschenwürdiges Einkom-
men und Lebensunterhalt, einschließlich
des Rechts auf einen anständigen Lebens-
standard. Verpflichtungen der Staaten: Re-
gulierung der Märkte, Verbot von Dum-
ping und Monopolen, Gewährleistung fai-
rer und angemessener Preise für die land-
wirtschaftliche Produktion, Schutz des Zu-
gangs zu Märkten, zu Direktverkauf, tradi-
tionellen Produktionsmitteln, Austausch
und Verarbeitung von bäuerlichen Produk-
ten, differenzierte und angepasste Regeln;
Kauf und Verkauf von bäuerlichen Pro-
dukten zu fairen Preisen, Recht, Preise
festzulegen und Märkte zu wählen; Ver-
pflichtungen der Staaten in Bezug auf die
landwirtschaftliche Produktion zur Ge-
währleistung von Arbeitsplätzen und eines
angemessenen Einkommens.

Recht auf Saatgut und Biodiversität,
einschließlich des Rechts der Bäuer*innen,
Saatgut zu verwenden, zu produzieren,
wiederzuverwenden, aufzubewahren, zu
entwickeln, zu tauschen, zu transportieren,
zu schenken und zu verkaufen; das Recht
der Bäuer*innen, Patente auf Saatgut und
Biodiversität zurückzuweisen; die Ver-
pflichtung der Staaten, Saatgutbanken und
die Erhaltung in situ zu fördern und zu un-
terstützen, GVO zu verbieten und die Ver-
wendung von Industriesaatgut zu be-
schränken, extraterritoriale Verpflichtun-
gen unter besonderer Berücksichtigung
der Regulierung nichtstaatlicher Akteure
wie transnationaler Unternehmen zu

SCHWERPUNKT:  BÄUERLICHE RECHTE
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berücksichtigen; diese Bestimmungen sollten
auch auf Tierzucht angewandt werden.

Recht auf Ernährungssouveränität, ein-
schließlich des Rechts auf ein Entwicklungs-
modell, in dem die Bauern und Bäuerinnen
ihre eigenen Produktionsmittel, Verteilungswe-
ge und Konsummittel wählen können, sodass
die Arbeitsbedingungen innerhalb der Agrar-
und Nahrungsmittelsysteme wertgeschätzt und
verbessert werden. In diesem Entwicklungs-
modell haben Bauern und Bäuerinnen das
Recht, Commons zu verwalten und an der Po-
litik teilzuhaben, um die Agrar- und Nahrungs-
mittelsysteme besser zu regulieren.

Recht auf Zugang zur Gerechtigkeit und
Beendigung der Repression und Kriminalisie-
rung von Bauernorganisationen und Gewerk-
schaften.

Definition der Bäuer*innen und anderer
Menschen, die in ländlichen Gebieten arbeiten,
einschließlich der Bezugnahme auf die „bäuer-
liche Landwirtschaft“, die besondere Bezie-
hung, die Bauern und Bäuerinnen mit Land
und Territorium haben, nicht nur in ökonomi-
scher Hinsicht, sondern auch kulturell und so-
zial; Bäuer*innen als Grundlage der Familien-
landwirtschaft.

Rechte der Frauen im ländlichen Raum mit
einem starken Fokus auf Gender; Verpflich-
tungen der Staaten, Maßnahmen zu ergreifen,
um de jure und de facto Diskriminierung ge-
genüber Frauen zu verbieten; die Gewährleis-
tung des Zugangs zu Land, Saatgut, Wasser
und allen natürlichen Ressourcen sowie den
Zugang zu Krediten, die Teilnahme und Mit-
bestimmung an der Politik für den ländlichen
Raum und der Politik zur Unterstützung der
ländlichen Sektoren, um die Feminisierung der
Unsicherheit und der ländlichen Armut zu ver-
meiden.

Was ist die Haltung der 
EU-Länder?

Zu Beginn des Prozesses agierte die EU als
Block, der sich weigerte, in Diskussionen oder
Verhandlungen über ein solches Instrument
einzutreten – genauso wie die USA und ande-

re Industrieländer. Im Gegensatz dazu befür-
worteten viele Staaten in Lateinamerika und in
der Karibik, in Asien und Afrika die Erklärung.
Einige EU-Staaten leisten nach wie vor Wider-
stand, da sie glauben, dass eine neue interna-
tionale Regulierung unnötig ist. Damit verwei-
gern sie den Bauern und Bäuerinnen die Aner-
kennung als politische Subjekte und Inha-
ber*innen von Rechten. Auf diese Weise geben
die EU-Staaten dem geschichtlichen Verhältnis
zwischen jenen Männern und Frauen, die Nah-
rung für ihren eigenen Lebensunterhalt und
ihre Gemeinschaft herstellen, und dem Mana-
gement und der Erhaltung der Natur sowie der
Biodiversität keinen Wert. In einer bäuerlichen
Sichtweise sind Lebensmittelerzeugung und
Bewahrung der Natur untrennbare Vorstellun-
gen. Nur dort, wo die Logik der Ausbeutung,
der Kommodifizierung und der Privatisierung
der natürlichen Ressourcen angewandt wird,
können die beiden Begriffe separat gesehen
werden. Die Spirale der Gewalt, die daraus re-
sultiert, wird dabei nicht berücksichtigt. Zu-
dem erkennt die EU nicht an, dass Bauern und
Bäuerinnen in einem Wirtschaftssystem auf
der Grundlage von Freihandel und Wettbe-
werb strukturell verwundbar sind.

Die Position der EU hat sich jedoch verän-
dert – nach der völligen Ablehnung des Ent-
wurfs seitens aller EU-Staaten bei der Abstim-
mung im Jahr 2012 haben sich im Jahr 2015 die
meisten EU-Mitglieder des Menschenrechtrats
enthalten. Dies kann auch als Erfolg der
Bemühungen unserer Organisationen gesehen
werden. Die angedeutete Bereitschaft einiger
Staaten, sich mehr zu engagieren, hatte aber
keine Folgen: Nach drei Jahren Diskussion
über die Erklärung hat sie kein einziges EU-
Land auf seine Agenda gesetzt. Einige Länder,
wie Spanien, Portugal, Luxemburg und Irland
haben unseren Bemühungen Gehör verliehen
und teilen unsere Anliegen, indem sie bei vie-
len Gelegenheiten angeben, dass sie die Er-
klärung akzeptieren. Andere, wie Österreich,
Deutschland, Italien und die Niederlande,
drücken noch ihre Vorbehalte aus, haben aber
den Wunsch gezeigt, die Diskussion voranzu-

bringen. Großbritannien bleibt das Land, das
die Deklaration am meisten angreift. Unsere
europäischen Regierungen müssen noch ver-
stehen, dass wir in Europa auch Menschen ha-
ben, die sich der Erhaltung traditionellen Saat-
guts, lokaler Märkte, traditioneller Verarbei-
tungsmethoden, Bewirtschaftung von Wäl-
dern, Wasser, nachhaltiger Fischerei und Vieh-
zucht widmen, mit dem Ziel, ihre Lebensräu-
me nachhaltig zu bewirtschaften. Deren Rech-
te werden nicht respektiert.

Die aktuelle Herausforderung ist die Erhal-
tung unserer ländlichen Gemeinschaften, des
traditionellen Wissens, von agrarökologischen
Praktiken und die Gewährleistung eines ange-
messenen Lebensstandards von Bäuerinnen
und Bauern. Das bäuerliche Modell wird von
der dominierenden Marktlogik, durch Repres-
sion und soziale Kriminalisierung, durch den
Abbau der öffentlichen Regulierung des
Agrarsektors, mittels Landgrabbing und der
verallgemeinerten Gewalt gegen Natur und
Frauen angegriffen. Trotz der Vorbehalte der
westlichen Länder wurde die Arbeit der dritten
zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe in Genf
mit der Unterstützung des Prozesses durch die
anwesenden Staaten abgeschlossen. Die näch-
ste Etappe ist die vierte Arbeitsgruppe im
Frühjahr 2017.

Wir organisieren jetzt mehrere Termine, um
Staaten aber auch zwischenstaatliche Gremien
zu mobilisieren sowie Aktivitäten, die mit un-
seren Organisationen und Verbündeten ge-
plant wurden. Bis dahin ist es äußerst wichtig,
unsere Lobby- und Mobilisierungsarbeit mit
unseren nationalen Regierungen sowie in Brüs-
sel und Genf fortzusetzen.

Sandra Moreno Cadena
Mitglied der SOC-SAT, Sindicato Andaluz 

de Trabajadoras y Trabajadores/European Coordi-
nation Vía Campesina, Teilnehmerin im Prozess 

für die Erklärung für LVC seit 2013

Übersetzt aus dem Englischen von Irmi Salzer
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Kleinbäuerinnen und Kleinbauern, Fi-
scher*innen, Hirt*innen und andere
Menschen, die im ländlichen Raum
arbeiten, produzieren den Großteil
der gesunden und vielfältigen Lebens-
mittel, die wir jeden Tag essen. In Eu-
ropa und weltweit spielen sie die tra-
gende Rolle, um Ernährungssouverä-
nität in unseren Gesellschaften zu ver-
wirklichen. Dennoch sind sie vielfa-
cher Diskriminierung ausgesetzt.
Die globale kleinbäuerliche Bewe-
gung La Via Campesina setzt sich seit
2002 gemeinsam mit FIAN (und an-
deren Unterstützer*innen) für eine in-
ternationale Deklaration für die Rech-
te von Kleinbäuer*innen ein. Eine
zwischenstaatliche Arbeitsgruppe des
UN-Menschenrechtsrats in Genf ar-
beitet seit 2012 an solch einer Dekla-
ration.
Die nächste Sitzung der Arbeitsgrup-
pe findet im Mai 2017 statt. Die EU –
und auch Österreich – stehen der Er-
klärung nach wie vor kritisch gegen-

über. Um den Druck auf die europäi-
schen Regierungen zu erhöhen,
müssen wir uns gemeinsam in ganz
Europa mit starker Stimme für die UN-
Erklärung der Rechte von Kleinbäue-
rinnen und Kleinbauern einsetzen.
Fordern wir das österreichische
Außenministerium auf, sich aktiv und
aufrichtig in die Erarbeitung der „UN-
Erklärung für die Rechte von Klein-
bäuerinnen, Kleinbauern und ande-
ren Personen, die am Land arbeiten“
im Menschenrechtsrat einzubringen.
Die Petition kann unter:
www.viacampesina.at oder 
www.peasantsrights.eu 
unterschrieben werden! Bitte teilen,
weitererzählen, weiterleiten …

Text der Petition: 
Stärken wir die Rechte von Bäue-
rinnen und Bauern!
Bäuerinnen und Bauern, Fischer*in-
nen, Hirt*innen und andere Men-
schen, die im ländlichen Raum arbei-

ten, produzieren den Großteil der ge-
sunden und vielfältigen Lebensmittel,
die wir jeden Tag essen. In Europa
und weltweit spielen sie die tragende
Rolle, um Ernährungssouveränität in
unseren Gesellschaften zu verwirkli-
chen. Sie sichern die Widerstands-
kraft unseres Ernährungssystems ge-
gen den Klimawandel. Dennoch
nimmt das Höfesterben kein Ende.
Durch die Ausdehnung der Agrar-
industrie, Landraub und eine fehlge-
leitete Subventionspolitik ist die Bäu-
erliche Landwirtschaft in Gefahr. 
Bäuerinnen und Bauern und andere
ländliche Arbeiter*innen sind mit sys-
tematischer Diskriminierung konfron-
tiert. Frauen in ländlichen Regionen
trifft es besonders hart. Um weiterhin
agrarökologische und widerstands-
fähige Alternativen zur Agrarindus-
trie, sowie gesunde, nachhaltige und
lokale Ernährungssysteme für die Zu-
kunft unserer Erde zu entwickeln,
brauchen sie Deine Unterstützung.

Sei Teil der Bewegung für die Rechte
von Bäuerinnen und Bauern und for-
dere die EU und ihre Mitgliedsstaaten
auf, sich aktiv und aufrichtig in die Er-
arbeitung der „UN-Erklärung für die
Rechte von Bäuerinnen, Bauern und
anderen Personen, die am Land ar-
beiten“ im Menschenrechtsrat einzu-
bringen. Fordere vom Außenminis-
terium, die Rechte von Bauern und
Bäuerinnen anzuerkennen, inklusive
ihrer Rechte auf Land, Saatgut, Biodi-
versität, angemessenes Einkommen
und Lebensunterhalt sowie Produk-
tionsmittel. Fordere das Recht der
Menschen auf Ernährungssouverä-
nität, indem Du jetzt diese Petition un-
terzeichnest.

PETITION FÜR DIE RECHTE 
VON KLEINBÄUERINNEN UND -BAUERN!

Ohne Bäuerinnen und Bauern kein Essen. Stärken wir gemeinsam ihre Rechte!
VON LA VIA CAMPESINA UND FIAN
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D ie stärkste Gruppe auf dem Kon-
gress waren die Mitglieder von LVC
(La Via Campesina) und ihre Ver-

bündeten, die mit ihren grün-gelben Schals
im Mittelpunkt standen. Außer den direkt
Betroffenen kamen Vertreter*innen von
Nichtregierungsorganisationen, Akti-
vist*innen, Wissenschaftler*innen, Regie-
rungsvertreter*innen sowie Frauen, Män-
ner und viele junge Menschen vom Land.
Insgesamt waren Teilnehmer*innen aus
über 50 Nationen vertreten.

Neben großen Namen wie Ernst Ulrich
von Weizsäcker (Club of Rome), Prof.
Vogtmann (Uni Witzenhausen), Klaus
Töpfer (ehemaliger Direktor des UN-Um-
weltprogramms UNEP) oder den

Grußworten von José Graziano da Silva
von der Welternährungsorganisation FAO
kamen vor allem die Bäuerinnen und Bau-
ern zu Wort. Eindrucksvoll schilderte die
Bäuerin und Generalsekretärin von LVC,
Elizabeth Mpofu aus Zimbabwe die aktu-
elle Situation und leitete daraus die Not-
wendigkeit bäuerlicher Rechte ab. Henry
Saragih, Bauernführer aus Indonesien er-
klärte, warum gerade Kleinbäuer*innen
diese Rechte benötigen und verdient ha-
ben. Ein Höhepunkt war die Rede der bo-
livianischen Botschafterin an der UN und
Vorsitzende der UN-Arbeitsgruppe zu den
bäuerlichen Rechten, Nardi Suxo Iturry,
die die besondere Verbundenheit des boli-
vianischen Präsidenten Evo Morales mit

den Bauern und Bäuerinnen herausstellte.
Evo selber stammt aus der Kleinbauernbe-
wegung und wurde über die Bewegung der
„cocaleros“ stark, während Nardi zu den
„bertolinas“, den progressiven Landfrauen
um die legendäre Bauernführerin Bertolina
Sisa gehört. Ohne die qualifizierte und her-
ausragende Arbeit Boliviens wäre die Er-
klärung zu den bäuerlichen Rechten noch
lange nicht so weit, wie sie sich bis heute
entwickelt hat! Wirklich bemerkenswert
und neu war auch der Vortrag von Jan
Douwe van der Ploeg über neue Bäuerlich-
keit im Kontext von Depeasantization –
Repeasantization, die Beiträge von Michael
Windfuhr (stellvertretender Direktor des
Deutschen Instituts für Menschenrechte)
und Pat Mooney (Träger des alternativen
Nobelpreises) und die Podien mit den
Rechteinhaber*innen wie auch zur juris-
tisch-politischen Einschätzung.

Die freundliche Einladung der Bäuerli-
chen Erzeugergemeinschaft Schwäbisch
Hall (BESH) und ihrer Verbündeten ( Stif-
tung Haus des Bauern und von Ecoland
international) zur Zusammenarbeit in der
Frage der bäuerlichen Rechte kam für die
Hauptorganisatoren (LVC, AbL, FIAN)
zum richtigen Zeitpunkt. Und es ergab
sich daraus eine sehr fruchtbare Koopera-
tion. Für die hohe Gastfreundschaft und
die vorbildliche Organisation des Kon-
gresses durch die BESH bleiben wir alle
sehr dankbar, unvergessen das „Farmers
Diner“ mit Slowfoodgründer Carlos Petri-
ni und die Exkursionen zu Projekten der
Hohenloher Bauern.

Deutschland als Zugpferd?
Der Kongress, dessen Zeitpunkt und

seine Durchführung in Deutschland waren
von den Veranstalter*innen strategisch
ausgewählt worden: Neben den heftigsten
Gegnern der Erklärung, USA und Groß-
britannien, kommt aus dem europäischen
Block bislang noch am meisten Wider-
stand gegen die Deklaration, während Asi-

Vom 8.–10. März 2017 trafen sich in Schwäbisch Hall mehr als 400
Vertreter*innen von Kleinbauern und -bäuerinnen, Fischer*innen, Hirt*innen,
Imker*innen, Indigenen, Migrant*innen und Saisonarbeiter*innen, also die
Bevölkerungsgruppen, die bis heute mehr als 70% unserer Nahrungsmittel
erzeugen. Sie alle sind in der „Internationalen Erklärung der Rechte von
Kleinbauern und Kleinbäuerinnen und anderen im ländlichen Raum arbeitenden
Menschen“ als Rechteinhaber*innen angeführt. 
VON WOLFGANG HEES

EIN PAUKENSCHLAG FÜR DIE BÄUERLICHEN RECHTE
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en, Afrika, Lateinamerika mehrheitlich
dafür sind. Deutschland, als wichtiges und
meinungsbildendes Mitglied in dem Ab-
stimmungsprozess hatte sich ursprünglich
dagegen gestellt, doch hat es sich in den
letzten Abstimmungen auf eine Enthal-
tungsposition zurückgezogen. Feder-
führend übermittelt das Auswärtige Amt
(AA) die deutsche Positionierung, doch
muss dieses sich mit dem Entwicklungsmi-
nisterium (BMZ) und dem Landwirt-
schaftsministerium (BMEL) abstimmen.
Während das BMZ der Erklärung
grundsätzlich positiv gegenübersteht und
auf dem Kongress auch sein Vertreter, Dr.
Stefan Schmitz, durchaus Mut machte, ist
das BMEL eher ablehnend. Aktuell wird
von staatlicher Seite eine Stellungnahme
verzögert und dies mit den notwendigen
Abstimmungsprozessen innerhalb der Re-
gierung und der EU begründet. Dabei
drängt die Zeit, denn bis zur vierten Ver-
handlungsrunde in der UN im Mai 2017
stände es Deutschland gut an, eine Posi-
tion gefunden zu haben. Mehrere kleinere
europäische Staaten warten auf ein Signal
aus Deutschland und würden sich gegebe-
nenfalls anschließen.

Daher liegt eine große Verantwortung
auf den deutschen Bäuerinnen und Bauern
sowie den Bürger*innen. Darum ging es im
Kongress am zweiten Tag in den kontinen-
talen Arbeitsgruppen. Dabei wurde eine
Sonder-Arbeitsgruppe Deutschland einge-
richtet, weil bei uns ein hoher und spezifi-
scher Bedarf an Lobbyarbeit und Aktivitä-
ten vorliegt. Mit dem Kongress, seinen
sechs Veranstalter*innen und über 40 Part-
ner*innen ist es uns bereits gelungen, ein
breites Bündnis zu schaffen und eine große
Zahl von Multiplikator*innen zu qualifizie-
ren. Dieser Auftakt muss zu einem solchen
Paukenschlag werden, dass unsere Politi-
ker*innen am Ende froh sein werden, der
Erklärung zustimmen zu dürfen.

Unsere Verantwortung gilt es jetzt
wahrzunehmen, noch bevor Deutschland

in die vierte Verhandlungsrunde geht. Es
herrscht eine Stimmung zwischen Enthal-
tung und Bejahung. Somit sind von außen
eingespeiste kleine Veränderungen am
Text und gewisse inhaltliche Zugeständnis-
se möglich. Schwierig wird dies bei den
fundamentalen und besonders umstritte-
nen Themen wie Zugang zu Land, die For-
derung nach Saatgut in der Hand der
Bäuerinnen und Bauern – also gegen Pa-
tentierung und Nachbaugebühren –, sowie
die Forderung zu fairen Preisen und ge-
rechten Löhnen.

Ein langer Weg
Wir müssen und können als Bauern

und Bäuerinnen Druck machen, aber wir
müssen auch auf Verständnis und eine po-
sitiv und nachhaltig verankerte Zustim-
mung setzen. Eine UN-Erklärung ist ein
„soft-law-Instrument“ und dessen Mäch-
tigkeit ist abhängig vom Grad der Zustim-
mung. Würde heute über die bäuerlichen
Rechte in der UN-Versammlung abge-
stimmt, könnten wir durchaus gewinnen –
aber in der Umsetzung wäre das Instru-
ment schwach und es würde es nie zum
Status einer Konvention schaffen. Erst
eine Konvention kann rechtlich eingeklagt
werde, aber das ist ein sehr langer Weg.
Und dieser Weg erfordert neben der

Lobby- vor allem Informations- und Bil-
dungsarbeit.

In der Arbeitsgruppe zu Deutschland
haben wir dazu eine mailing-list zum In-
formationsaustausch und zur Kampagnen-
arbeit gebildet und uns über diverse Akti-
vitäten ausgetauscht, unter anderem über
Bildungsmaterialien, Einsätze an Schulen,
in den neuen Ernährungsräten, den Bun-
deszentren für Ernährung. Es geht darum,
noch breitere Allianzen flächendeckend zu
schaffen, die Leistungen der Kleinbauern
und -bäuerinnen positiv hervor zu heben,
Verständnis zu schaffen – bis hin zu einem
„Aufknacken“ des Bauernverbandes.

Wolfgang Hees
Biobauer im Kaiserstuhl, Leitungskreis
Kongress, Delegierter der AbL für den 

UN-Prozess zu Kleinbauernrechten in Genf, 
2. Landesvorsitzender der AbL Baden-

Württemberg. 

Die Erklärung von Schwäbisch Hall sowie weitere Informa-
tionen, Presseberichtee etc. zum Kongress finden sich unter
www.global-peasants-rights.com

SCHWERPUNKT:  BÄUERLICHE RECHTE
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Seit über 15 Jahren verfolgt La Via
Campesina das Thema der „Peasant
Rights“. Gemeinsam mit Genoss*in-

nen aus zahlreichen Staaten, in denen es
Mitgliedsorganisationen von La Via Cam-
pesina gibt sowie einer Vielzahl an Ver-
bündeten wie FIAN kämpfen wir für eine
Anerkennung von Kleinbäuer*innen und
Personen, die in ländlichen Regionen leben
und arbeiten, als eigene rechtliche Subjek-
te. Dies erscheint uns wichtig, da die Rech-
te von diesen Gruppen täglich aufs Neue
missachtet und verletzt werden, sie jedoch
keine Möglichkeit haben, ihren Anspruch
bzw. ihr Recht auf z. B. Saatgut, den Zu-

gang zu Land, ein angemessenes Einkom-
men oder auf Bildung einzufordern. Und
dies unter anderem deswegen, da die der-
zeitigen menschenrechtlichen Instrumente
bei weitem nicht ausreichen, ihnen ihr täg-
liches Recht auf ein würdevolles Leben zu
gewährleisten.

Letztes Jahr bekamen wir in diesem
Kampf unerwartete Unterstützung von
der BESH, der Bäuerlichen Erzeugerge-
meinschaft Schwäbisch Hall. Diese Grup-
pe wollte bereits seit längerem etwas für
die rechtliche Situation von Kleinbäuer*in-
nen tun, und wurde dabei auf La Via Cam-
pesina aufmerksam. Mit finanzieller Unter-

stützung der Stiftung „Haus der Bauern“,
welche von der BESH gegründet wurde,
entstand die Idee, einen internationalen
Kongress für die Rechte von Klein-
bäuer*innen abzuhalten. Ziel des Kongres-
ses war es einerseits, die Situation und die
Forderungen internationaler Kleinbäu-
er*innen verstärkt sichtbar zu machen und
andererseits zur Unterstützung der UN-
Arbeitsgruppe für die Entwicklung einer
Deklaration für die Rechte von Kleinbäu-
er*innen und Menschen, die in ländlichen
Regionen leben und arbeiten, beizutragen.

Ein globales Anliegen
In unserem Kampf für diese Deklara-

tion stellte der Kongress in Schwäbisch
Hall einen wichtigen Meilenstein dar.
Denn schlussendlich ging und geht es auch
darum, in Europa Stimmung für diesen
Prozess zu machen und die europäischen
Verantwortlichen davon zu überzeugen,
dass dies erstens: keine Deklaration für
den Globalen Süden ist, sondern für alle
Bauern und Bäuerinnen weltweit, egal ob
im Tiroler Oberland oder auf kolumbiani-
schen Bananenplantagen; und zweitens:
dass es genau jetzt an der Zeit ist, diesen
Prozess aktiv zu unterstützen und mitzu-
gestalten. Denn wenn wir es nicht bald
schaffen, die EU-Staaten positiv zu stim-
men, könnte dies auch das Aus für diesen
wichtigen Prozess bedeuten.

Gemeinsam mit Brigitte Reisenberger
von FIAN waren wir somit umso ge-
spannter auf die Auftritte der offiziellen
Staatenvertreter*innen auf dem Kongress,
und auf deren Positionierung gegenüber
der Deklaration. Aus Österreich erhielten
wir leider nur Absagen, aber dafür über-
raschte uns umso mehr, dass der Gesand-
te des deutschen Außenministeriums sich
in seinem Redebeitrag recht positiv und
wohlwollend über den gesamten Prozess
aussprach und auch meinte, dass das deut-
sche Außenministerium die Deklaration
als solche unterstützen würde! Mehr konn-

Bericht vom Internationalen Kongress für die Rechte von Kleinbäuer*innen in
Schwäbisch Hall
VON DAVID JELINEK

GLOBAL PEASANT RIGHTS
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ten wir uns nicht wünschen, denn wenn
sich ein so großer und wichtiger Staat wie
Deutschland für die Deklaration aus-
spricht, bringt das die anderen EU-Staaten
gehörig unter Zugzwang, da die EU-Staa-
ten versuchen, im Menschenrechtsrat, wo
über die Deklaration abgestimmt wird, im-
mer geeint abzustimmen.

Abgesehen davon konnten wir während
des gesamten Kongresses unsere Netz-
werke mit anderen Organisationen auffri-
schen oder neue Kontakte und Unterstüt-
zer*innen für unser Anliegen finden. Dar-
über hinaus nahmen wir an den Arbeits-
gruppen teil, die sich einen Tag lang mit
spezifischen Themenbereichen der Dekla-
ration auseinander setzten, wie z. B. dem
Recht auf Saatgut oder dem Recht auf Bio-
diversität. Auch hier konnten wir viele Er-
fahrungen austauschen, um ein tieferes
Verständnis von der Wichtigkeit dieses
rechtlichen Dokuments zu bekommen und
einige Aspekte einer gemeinsamen Analyse
und Diskussion zu unterziehen.

Es war alles in allem ein sehr gelunge-
ner Kongress, der dem gesamten Prozess
hin zu einer Deklaration einen gehörigen
Schub verlieh und uns nunmehr eine star-
ke und geeinte Position gegenüber unseren
Staatenvertreter*innen einnehmen lässt.
Anfang Mai haben wir einen weiteren Ter-
min im Außenministerium, bei dem wir
noch einmal darauf pochen werden, dass
auch Österreich seinen Beitrag zu diesem
internationalen Prozess leisten muss. Denn
Bauern und Bäuerinnen weltweit haben ein
Recht auf die Erhaltung traditionellen
Saatguts, das Abhalten lokaler Märkte, die
Nutzung traditioneller Verarbeitungsme-
thoden, nachhaltiger Fischerei und Vieh-
zucht, allesamt mit dem Ziel, ihre Lebens-
räume nachhaltig zu bewirtschaften. Dafür
kämpfen wir und werden dies auch weiter-
hin tun!

David Jelinek 
Vorstandsmitglied 

ÖBV-Via Campesina Austria

KEIN LICHT AM HORIZONT

Zwei Jahre nach dem Ende des Milchquo-
tenregimes am 31. März 2015 gibt es für
die Milchbauern und -bäuerinnen keinen

Hoffnungsschimmer am Horizont. Weiterhin
verkauft die Mehrheit der Milchproduzent*in-
nen in Europa jedes Kilogramm Milch mit Ver-
lust. Der Vorrat an Milchpulver beträgt
418,978 Millionen Tonnen. Nun, da der Früh-
ling gekommen ist und wir kurz davor sind, un-
sere Kühe auf die Wiesen zu bringen, erwarten
wir eine sehr deutliche Steigerung der Produk-
tion. Zudem ist der Verbrauch von Trinkmilch
in vielen Ländern der EU rückläufig.

Für Tausende von Produzent*innen ist das
Aufgeben ihrer Höfe der einzige Ausweg. In
Spanien sind innerhalb von zwei Jahren 1.696
der 17.000 Betriebe, die vor der Abschaffung
der Quoten existierten, verschwunden.

In der Zwischenzeit wächst und verbreitet
sich die Agrarindustrie. Multinationale Konzer-
ne wie Lactalis stärken ihre Macht. In vielen
Ländern Europas wollen sie industrielle Pro-
jekte in Form von Mega-Milchviehbetrieben
umsetzen. In Frankreich wird laufend daran ge-
arbeitet, Betriebe mit 1.000 Kühen zu errich-
ten. In Spanien, in der Provinz Soria, Kastilien
und León, gibt es den Plan, eine Makro-Farm
mit 20.000 Kühen zu installieren. Es wird ge-
schätzt, dass dieses letzte Projekt allein zwi-
schen 4 und 6,35 Millionen Liter Wasser pro
Tag verbrauchen und 368.000 Tonnen Dünger
pro Jahr produzieren wird. Das entspricht dem
Verbrauch bzw. den Exkrementen von fast 4,4
Millionen Menschen. Nur 44 Betriebe dieser
Größe könnten in einer hypothetischen Zu-
kunft dieselbe Milchmenge produzieren, die in
Spanien im Jahr 2016 von mehr als 15.000 klei-
nen und mittelgroßen Milchviehbetrieben er-
zeugt wurde.

Die Umsetzung dieser Projekte und die
Zerstörung von Tausenden von Familienbe-
trieben werden durch die Abschaffung der
Milchquoten vorangetrieben. Für den
Großhandel und die Milchwirtschaft ist diese
Deregulierungspolitik maßgeschneidert, für
Produzent*innen und Verbraucher*innen je-
doch katastrophal. Die bisherigen Reaktionen

auf die Marktkrise waren individuelle Ansätze
einiger Mitgliedsstaaten, wie z. B. freiwillige
Kürzungen, freiwillige Angabe der Herkunft
der Milch und nationale Unterstützungsmaß-
nahmen. Auf dem großen gemeinsamen Markt
verpufft die positive Wirkung dieser Initiativen
jedoch.

Nur wenn es gelingt, ein öffentliches In-
strument zur Regulierung der Produktion wie-
dereinzuführen und die Umsetzung dieser Ma-
kro-Molkereiprojekte zu verhindern, kann die
Zerstörung des europäischen Milchsektors auf-
gehalten und die Qualität und Nachhaltigkeit
unseres Produktionsmodells bewahrt werden.

ECVC
Europäische Koordination Via Campesina

www.eurovia.org
Übersetzung aus dem Englischen: Irmi Salzer

Die versprochene weiche 
Landung  im Milchsektor wurde 

zu einem echten Crash.
PRESSEAUSSENDUNG DER ECVC

Foto: M
argit Gruber
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T rotz sintflutartiger Regenfälle war unsere
Demonstration in Gardanne am 5. Fe-
bruar ein großer Erfolg. Fast tausend

Personen haben gegen das Biomassekraftwerk
protestiert, das die Firma Uniper (früher
E.On) in der Arbeiterstadt nicht weit von Mar-
seille errichtet. Hier soll Holz statt früher Koh-
le verbrannt werden, um Strom zu produzie-
ren. Dieses Beispiel von ökologischem Wahn-
witz ist einer der übelsten Auswüchse im Be-
reich der Erneuerbaren Energien. Die Firma
Uniper erhält skandalöserweise sogar öffentli-
che Gelder dafür. Es wurden ihr nämlich 70
Mio. Euro jährlich während 20 Jahren für die
Biomasseanlage in Gardanne bewilligt.

Seit nunmehr zehn Jahren werden die Ener-
giepolitik und ihre Auswirkungen auf Klima
und Umwelt sehr stark von Brüssel bestimmt.
Wir befinden uns gerade in einer entscheiden-
den Phase, da die EU am Anfang eines langen
und sehr komplexen Prozesses zur Einrichtung
des neuen CEP (Clean Energy Package/Paket
für saubere Energie) für den Zeitraum
2020–2030 steht.

Einige Tage
nach der Demo
bin ich nach Brüs-
sel gefahren, um
besser zu verste-
hen, was sich da
zusammenbraut.
Aber das ist nicht
so leicht! ILUC,
LULUCF, RED
… das sind nur ei-
nige der Abkür-
zungen mit denen
ich mich konfron-
tiert sah beim „Big
Bioenergy Mee-
ting“, das eine Rei-
he von NGOs mit
Sitz in der eu-
ropäischen Haupt-
stadt am 9. und 10.
Februar organi-
siert haben. Die

Angestellten dieser NGOs zeigen einen er-
staunlichen Willen, die Sichtweisen der Euro-
kraten der Europäischen Kommission zu er-
fassen und oft auch zu kontern.

Bei dem Treffen haben sich etwa 60 Perso-
nen aus 15 Ländern versammelt, die für Verei-
ne und NGOs auf nationaler oder europäi-
scher Ebene zu den Themen Energie, Klima,
Ökologie und Transporte arbeiten – und zu-
sätzlich einige lokale Aktivist*innen, die mehr
oder weniger Analphabet*innen auf diesem
Gebiet sind, wie ich. Die letzte Kategorie hat
sich abgestrampelt, um ungefähr die Hälfte der
Vorträge und aufgeworfenen Fragen, die von
erschreckender Komplexität sind, zu erfassen.
Alles nur auf Englisch, was für mich norma-
lerweise kein Problem darstellt.

Ein brennendes Thema
Trotz unserer Schwierigkeiten haben wir

alle verstanden, dass es sich hierbei um eine
breite Problematik mit zentraler Wichtigkeit
für unsere Zukunft handelt. Die Entscheidun-
gen und vor allem die unterstützenden Pro-

gramme der EU im Energiebereich werden ei-
nen Einfluss haben, den niemand ignorieren
kann.

Worum handelt es sich in wenigen Worten
ausgedrückt? Am 30. November 2016 hat die
Europäische Kommission ihr CEP publiziert.
Das zentrale Element ist die Direktive für Er-
neuerbare Energie RED (Renewable Energy
Directive). Im Rahmen des früheren CEP hat
sich das RED, das 2010 in Kraft trat, die Ziele
20–20–20 gegeben. Das bedeutet, beim Ener-
gieverbrauch den Anteil der Erneuerbaren
Energien (EE) auf 20% zu erhöhen, die Ener-
gieeffizienz um 20% zu verbessern und die
Treibhausgasemissionen um 20% zu reduzie-
ren, das alles bis 2020.

Das am 30. November veröffentlichte RED
ist ehrgeiziger: In Zukunft sollen die EE 27%
des Energieverbrauchs ausmachen. Es korri-
giert einige Aspekte des früheren RED, die ka-
tastrophale Auswirkungen hatten, doch die
globale Richtung bleibt. Die Agrotreibstoffe
sind im RED von 2010 zweifelsohne das kras-
seste Beispiel eines schwerwiegenden Irrtums
mit großen „Kollateralschäden“. Die EU hatte
das Ziel angestrebt, 10% des Kraftstoffes für
Transporte durch Agrotreibstoffe zu ersetzen.
Dabei handelt es sich um Zucker oder Stärke,
vor allem aus Getreide- und Zuckerrübenan-
bau, um Biogas, das bei anaerober Faulung von
Ernteabfällen entsteht, und um Agrodiesel, der
aus Pflanzenölen hergestellt wird (Raps, Soja,
Palmöl, Sonnenblumenöl, …).

Damals hatten die europäischen Entschei-
dungsträger*innen noch nichts vom ILUC
gehört, einem barbarischen Kürzel, welches
bedeutet: Indirect Land Use Change/Indirekte
Änderung der Landnutzung. Hinter diesem
Konzept verbirgt sich eine umfassende Realität
von Verwüstungen, Hungersnöten und massi-
ven Entwaldungen, und zwar weltweit. Öffent-
liche Förderungen für die landwirtschaftliche
Produktion von Treibstoff zu bewilligen, um
das Erdöl zu ersetzen, muss logischerweise den
Anbau von Nahrungsmitteln benachteiligen
und Unterversorgung und Hungerrevolten
hervorrufen. Die landwirtschaftlichen Flächen

Trotz verhängnisvoller Auswirkungen setzt die EU weiterhin
auf Biomasse bei den Erneuerbaren Energien. NGOs und po-
litische Aktivist*innen klären auf und mobilisieren dagegen.
VON NICHOLAS BELL

ERNEUERBARE AUF ABWEGEN
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werden auf Kosten der Wälder erheblich aus-
gedehnt. Die Kette der Folgen ist sehr schwie-
rig zu erfassen und zu errechnen, aber viele
Studien zeigen, wie kontraproduktiv diese Poli-
tik ist.

Mythos CO2-Neutralität
Nehmen wir als Beispiel die Palmölproduk-

tion, deren Anbau im Jahr 2012 allein in den
tropischen Ländern (vor allem Indonesien,
Malaysia und die Länder Südafrikas) ungefähr
17 Mio. Hektar umfasste, gegenüber 6 Mio. im
Jahr 1990. Zieht man alle direkten und indirek-
ten Auswirkungen in Betracht, so ist die CO2-
Bilanz der Agrotreibstoff-Produktion aus
Palmöl schlechter als bei der Verwendung von
Erdöl. Die Emissionen können sogar bis zu
zwei- oder dreimal höher sein.

Angesichts dieser Situation, die zahlreiche
NGOs seit langem aufgezeigt haben, hat die
EU 2015 ihr Ziel von 10% auf 7% gesenkt. Im
neuen RED soll dieses stufenweise auf 3,8%
im Jahr 2030 reduziert werden. Gleichzeitig
tauchen nun neue „fortgeschrittene“ Agro-
treibstoffe auf, aus Algen, Bäumen, …

Ein weiteres wichtiges Kapitel des RED be-
trifft die Biomasse – deshalb war ich sehr mo-
tiviert, nach Brüssel zu fahren. Seit drei Jahren
bin ich Mitglied im „Collectif SOS Forêt du
Sud“ (Kollektiv SOS Wald des Südens). Mir ist
seither klar geworden, wie sehr die Begeiste-
rung für die industrielle Biomasse ein weltwei-
tes Phänomen mit verhängnisvollen Auswir-
kungen ist. Es ist kaum bekannt, dass 60% der
in Europa produzierten EE aus Biomasse
kommen: Agrotreibstoffe, Biomethan, aber
vor allem Brennholz zum Heizen und um
Elektrizität zu produzieren, wie in Gardanne
und in noch viel größerem Maßstab in Drax in
Großbritannien. Gardanne soll 850.000 t Bio-
masse pro Jahr verbrennen, Drax verbrennt
jetzt schon 7 Mio. Tonnen …

Eines der am häufigsten verwendeten Argu-
mente ist, dass die Elektrizitätsproduktion aus
Biomasse die Treibhausgasemissionen ganz
klar verringere. Einige neuere Studien bewei-
sen jedoch, dass dies nicht der Fall ist. Die

CO2-Neutralität, die so sehr von der Industrie
und zahlreichen Regierungen gelobt wird, ist
ein Mythos. Im Juni 2015 hat das Weiße Haus
eine „Politische Deklaration“ veröffentlicht,
die in dieselbe Richtung geht. Es stellt sich her-
aus, dass die CO2-Bilanz zweifelsohne sogar
schlechter ist als jene von Kohlekraftwerken.

Auch aus vielen weiteren Gründen protes-
tieren wir gegen diese Riesen-Kraftwerke: die
Schädigung der öffentlichen Gesundheit durch
Feinstaub und Dioxin, die extrem niedrige En-
ergieeffizienz von oft nur 35%, die Vernich-
tung der Wälder in der Region und weltweit,
die Verschwendung öffentlicher Gelder. Trotz
der negativen Auswirkungen hält die EU bei
den EE an der Priorität fest, die sie der Bio-
masse gegeben hat. Wie absurd dieser Plan ist,
hat 2016 auch die „Wald-Strategie“ der EU
aufgezeigt: Für den „Nationalen Aktionsplan
für Erneuerbare Energien“, falls er umgesetzt
wird, müssten alle in Europa gefällten Bäume
ausnahmslos für die Energieerzeugung genutzt
werden. „Die Kommission hat die Option ge-
wählt, die Wälder für die Energie zu opfern.“
(Fern, 30.11.16)

Weniger Energie verbrauchen
Alte Kohlekraftwerke in Holzfresser umzu-

wandeln verlängert nur eine zentralisierte und
völlig veraltete Form der Energieerzeugung.
Die Priorität müsste der Dezentralisierung und
der Reduktion unseres Energiekonsums gege-
ben werden, mit Hilfe eines geförderten Pro-
gramms, die Gebäude zu isolieren und das Lei-
tungsnetz zu verbessern.

Wir weisen die Tatsache, dass die Biomasse
ein Teil der EE in der Europapolitik darstellt,

zurück. Im Februar haben 120 Vereine und
NGOs weltweit gefordert, dass sie davon aus-
geschlossen wird. Die Internationale Energie-
Agentur definiert die EE folgendermaßen:
„Energien, die aus natürlichen Prozessen (Son-
ne, Wind, …) gewonnen und die schneller er-
setzt als verbraucht werden.“ Agrotreibstoffe
oder Biomasse zu verbrennen entspricht wohl
kaum dieser Definition. Ein Baum braucht
manchmal 100 Jahre, um zu wachsen und geht
in zehn Minuten in Rauch auf.

Der Ball liegt nun bei den EU-Parlamenta-
rier*innen und den Minister*innen des Eu-
ropäischen Rates, die den Kommissionsvor-
schlag studieren und Änderungsvorschläge ein-
bringen müssen. Aber dieses Thema betrifft
uns alle, und deshalb ist es wichtig, dass die Zi-
vilgesellschaft sich dieser Fragen annimmt,
auch wenn sie Kopfschmerzen bereiten. Wir
werden weiterhin unsere völlige Ablehnung der
schlimmsten Auswüchse, wie in Gardanne,
zum Ausdruck bringen müssen.

Nicholas Bell 
Steinmetz und politischer Aktivist,

lebt in der Longo maï Kooperative Grange Neuve in
Südostfrankreich.

Übersetzung aus dem Französischen: Heike Schiebeck

Weitere Informationen:

– European Environmental Bureau (Europäisches Umweltbüro)
– Zusammenschluss von 140 Umweltorganisationen in den 28
Mitgliedsstaaten der EU: www.eeb.org

– Climate Action Network – Netzwerk von 130 Organisationen
aus 30 europäischen Ländern, die zu Klima- und Energiefragen
arbeiten: www.caneurope.org

– Fern – wurde 1995 gegründet, um die Eingriffe der EU in
die Wälder zu beobachten und die Aktivitäten der NGOs auf eu-
ropäischer Ebene zu koordinieren : www.fern.org

SCHWERPUNKT:  BÄUERLICHE RECHTE
Holzplatz für die Biomasseanlage, GardanneFoto: Nicolas Bell
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Stellen Sie sich vor: Sie dürfen Ihr ei-
genes Gemüse nicht mehr essen. Die
Tiere auf Ihrem Bauernhof müssen

als Sondermüll verbrannt werden – die
Kühe, die Schafe, die Schweine, die Hüh-
ner. Sie haben ihnen aber nur Biofutter ge-
geben, aus der eigenen Bio-Landwirt-
schaft. Noch etwas: Ihr Baby ist hochgra-
dig mit einem Umweltgift belastet, obwohl
es nur Muttermilch bekommen hat. Wie
gibt es das?

Die zuständige Landesregierung hat im
Dezember 2014 eine Verzehrwarnung aus-

gesprochen, für alles, was Sie auf Ihrem
Bio-Bauernhof so sorgfältig erzeugt ha-
ben, das Gemüse, das Fleisch, die Milch,
die Eier. Diese Verzehrwarnung gilt für
Sie, für Ihre Familie, für alle Menschen in
Ihrem Tal. Außerhalb dieses schönen Ge-
birgstals darf man Ihre Produkte essen. Da
ist es dann zumutbar, gesundheitlich unbe-
denklich – sagen sie, die Experten. Eigen-
artig – für die Menschen im Tal sind diese
Lebensmittel nicht zum Verzehr geeignet,
für die Menschen außerhalb aber schon.
Dieselben Produkte dürfen überall zum

Verkauf angeboten werden. Sie selbst
müssen das ja nicht konsumieren.

Wir sind nicht in einem Entwicklungs-
land. Diese Geschichte spielt in Kärnten,
in Österreich. Das schöne Gebirgstal, um
das es hier geht, ist das Görtschitztal im
Bezirk Sankt Veit an der Glan. Das Gört-
schitztal liegt etwa zwanzig Kilometer
nördlich von Klagenfurt. In diesem Tal le-
ben ungefähr 8.000 Menschen, davon ca.
2.000 Kinder. Es gibt 90 Biobauernhöfe,
die Eier, Milch, Fleisch, Getreide und
Gemüse erzeugen, sowie ein Chemiewerk,

Im Kärntner Görtschitztal sind wir 396 landwirtschaftliche Betriebe,
davon rund 90 Bio-Höfe. Seit zweieinhalb Jahren wird von Politik und
Industrie den ca. 10.000 Einwohner*innen erklärt: Das Görtschitztal ist
sauber! Umfangreiches, flächendeckendes Monitoring beweise dies.
VON ISA PRIEBERNIG

HCB – DREI BUCHSTABEN 
UND EINE TRAURIGE GESCHICHTE
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die Donauchemie, und ein Zementwerk
namens w&p. w&p verbrennt auch Müll
und ist der größte Arbeitgeber im Tal, mit
ca. 150 Angestellten. Der Müll, der hier
verbrannt wird, kommt zum größten Teil
aus Italien.

2014 wurde durch Zufall und nicht
durch Kontrollen der Kärntner Behörden
entdeckt, dass Produkte der örtlichen Mol-
kerei mit HCB belastet sind, weit jenseits
der gesetzlichen Grenzwerte (0,023 statt
der maximal erlaubten 0.01mg/kg). Wie
die unverzüglich vom Land Kärnten einge-
setzte sogenannte Funk-Kommission fest-
stellte, lag die Ursache dafür in der Tatsa-
che, dass w&p mit Hexachlorbenzol
(HCB) verunreinigten Blaukalk verwertet
hatte. HCB ist ein Umweltgift, das sich im
Körper anreichert und extrem langsam
ausgeschieden wird. Außer Sie sind eine
Mutter, die ihr Baby stillt. Dann geht „Ihr“
HCB über die Muttermilch in Ihr Kind
über.

Inzwischen sind die Behörden auf-
merksam und tätig geworden. Für alle hier
Genannten gilt bis auf weiteres die Un-

schuldsvermutung. Gerichte werden her-
ausfinden, von wo Blei, Cadmium, Queck-
silber, andere Schwermetalle und HCB in
die ersten drei Zentimeter des Görtschitz-
taler Bodens gelangt sind. Sie können sich
vorstellen, was diese Tatsachen für viele
Menschen im Görtschitztal bedeuten. Al-
lein gelassen kommen sie sich vor, denn
wozu gibt es Gesetze, wozu behördliche
Kontrollen, wenn die Böden, die Tiere, die
gesamte Umwelt einschließlich der Men-
schen mit Gift belastet sind? Und noch et-
was: Die Müllverbrennung soll so weiter-
gehen? Was ist im italienischen Müll genau
enthalten, der hier verbrannt wird, wer
kontrolliert das eigentlich?

Können Sie sich vorstellen, mit Ihrer
Familie in einem Tal zu leben,

– das eine Genussregion mit Verzehrwar-
nung ist – (laut Ernährungsempfehlung
der Kärntner Landesregierung Februar
2017, Hinweis auf der Homepage des
Landes Kärnten)

– das aus „Gesunden Gemeinden“ mit
Österreichs höchsten Krebsneuerkran-
kungsraten besteht – (Statistik Austria)

– in dem die größte ungesicherte Gift-
mülldeponie Österreichs liegt – (Alt-
lastenkataster Kategorie 1) 

– in dem ein Zementwerk steht, das Süd-
ostösterreichs größte Müllverbren-
nungsanlage ist – (Funk-Bericht)

– das wilde offene Asbestdeponien „be-
sitzt“, die nicht gesichert sind – (Global
2000)

– das von einem Fluss durchzogen wird,
dessen Wasser man zum Gießen nicht
verwenden soll – (Greenpeace)?

Bürgerinitiativen bezahlten Kinder-
harnuntersuchungen von 2- bis 16-Jähri-
gen. Ergebnis: Auffälligkeiten und Refe-
renzwertüberschreitungen bei Schwerme-
tallen! Nun investiert das besagte Zement-
werk (Wietersdorfer und Peggauer) in eine
millionenschwere Nachverbrennungsanla-
ge. Alle Verantwortlichen sprechen von ei-
ner Verbesserung für die belasteten Gört-
schitztaler. Leider kann dieser Nachver-
brenner keine Schwermetalle filtern.

Durch private Untersuchungen in ak-
kreditierten Labors wurden nicht nur im
Kinderharn, sondern auch in landwirt-
schaftlichen „Bio“-Böden Nickel, Chrom,
Kupfer, Molybdän, Cobalt, Thallium und
viele weitere Schwermetalle festgestellt.
Wir wissen nicht, ob diese Schwermetalle
geologisch bedingt bei uns vorkommen,
oder ob sie ein Eintrag von außen sind.
Und wir wissen nicht einmal, ob wir unse-
ren Kindern im Tal eine Zukunft bieten
können!

Grüße aus dem Görtschitztal!

Isa Priebernig
Bürgerinitiative Rettet das Görtschitztal, 

9372 Eberstein
buergerinitiative-rettet-das-goertschitztal@gmx.at

Quellenhinweise: Zusammenfassung auf unserer 
Homepage: www.rettetdasgoertschitztal.at/aktuelles/

SCHWERPUNKT:  BÄUERLICHE RECHTE

Wie können Sie helfen? Da gibt es einige Möglichkeiten:

• Geldspenden auf das Konto „Bürgerinitiative Rettet das
Görtschitztal“, AT77 2070 6045 0038 2389 

• Verbreitung der Informationen über die Situation im
Görtschitztal und insbesondere über die Messwerte, siehe
www.rettetdasgoertschitztal.at

• Mitarbeit bei den Bürgerinitiativen „Rettet das Görtschitz-
tal“ und der „Initiative Zukunft Görtschitztal“

• Fragen an die Politiker*innen im Görtschitztal und in der
Kärntner Landesregierung

• Wenn Sie im Görtschitztal wohnen: Forderung nach 
Blutuntersuchung auf HCB und auf Schwermetalle
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In Wolkersdorf im Weinviertel finden seit ei-
nigen Jahren Arche Noah-Workshops statt,
die der Weiterbildung zu juristischen Saat-

gutfragen, der Planung politischer Aktionen
und dem internationalen Austausch dienen. Im
Februar 2017 stand das Nagoya-Abkommen
auf dem Programm. Für mich war es die Gele-
genheit, meine Kenntnisse zu verbessern und
gute Bekannte und Freundinnen aus vielen
Ländern Europas wiederzusehen.

Die UN-Mitgliedsstaaten haben das Na-
goya-Abkommen am 29. Oktober 2010 in Na-
goya, Japan, angenommen und es trat am 12.
Oktober 2014 in Kraft. Seine Wurzeln liegen in
der UN-Konvention für biologische Vielfalt
(CBD) von 1992, die die Erhaltung der Biodi-
versität zu schützen sucht und in der die natio-

nale Souveränität an
genetischen Ressour-
cen festgelegt wurde
– im Gegensatz zur
früheren Auffassung
als gemeinsamem
Erbe der Mensch-
heit. Wir sprechen
von genetischen Res-
sourcen, weil dieser
Ausdruck mehr um-
fasst als Saatgut,
nämlich auch Able-
ger, Knollen, Tiere,
Mikroorganismen
oder Gensequenzen.
Kurz gesagt ist das
wichtigste Ziel des
Nagoya-Abkom-
mens, die Biopirate-
rie zu bekämpfen
und die Rechte der
indigenen und loka-
len Gemeinschaften
zu schützen. Der
Vorteilsausgleich mit
Herkunftsländern
soll dazu beitragen,
etwas zurückzuge-
ben und die biologi-

sche Vielfalt auf der Welt zu erhalten. Öster-
reich oder Deutschland haben bisher keine na-
tionale Gesetzgebung erlassen. In anderen
Staaten, wie etwa Griechenland oder Indien, ist
dies bereits geschehen.

Die Unterzeichnerstaaten gehen von einer
historischen Schuld des globalen Nordens ge-
genüber dem globalen Süden aus, also den Ur-
sprungsländern und Bewahrer*innen der Bio-
diversität. Von dort kommen die meisten gene-
tischen Ressourcen, die wir heute verwenden.
Sie wurden von den Kolonialstaaten geplün-
dert und oft mit Patenten belegt.

Profite mit Stevia – nur für Konzerne
Nehmen wir eines von vielen Beispielen:

Die aus der Pflanze Stevia extrahierten Süß-

stoffe sind bis zu 300mal süßer als Zucker und
fördern weder Diabetes noch Karies. Stevia er-
obert den Lebensmittelmarkt, sie süßt Zuckerl,
Softdrinks … „Mit dem traditionellen Wissen
der Guarani hergestellt“, heißt es in der Wer-
bung. Die indigene Bevölkerung der Guarani
in Paraguay, die Stevia seit Jahrhunderten ge-
nutzt und das Wissen entwickelt hat, soll je-
doch, geht es nach dem Willen der Konzerne,
nichts vom Milliardengeschäft mit Stevia be-
kommen.

Arche Noah möchte nun mit gutem Bei-
spiel vorangehen. Das Nagoya-Abkommen
bringt neue Rechte und Pflichten mit sich. Es
betrifft nicht nur Staaten und Konzerne, son-
dern auch Landwirte und Gärtnerinnen, also
auch private Nutzer*innen von Saatgut. Der
Zugang zu pflanzlichem Material muss mit
dem Einverständnis der rechtmäßigen Besit-
zer*in erfolgen. Deshalb hat Arche Noah eine
„Vereinbarung zur Weitergabe von Saat- und
Pflanzgut“ erstellt. Die darin genannten Bedin-
gungen schließen aus, dass Patente oder ande-
re geistige Eigentumsrechte auf die Pflanze
oder deren Produkte beansprucht werden kön-
nen. Ebenso wenig dürfen gentechnische Ver-
änderungen vorgenommen werden. Alle, die
Saat- und Pflanzgut zu den Bedingungen der
Arche Noah-Vereinbarung erhalten, bringen es
in einen Gemeingutpool ein.

Auch die Kampagne „Kein Patent auf Le-
ben“ hat Erfolge zu verzeichnen: Nach einer
Stellungnahme der EU-Kommission im No-
vember 2016 erklärte im Februar 2017 auch
der EU-Rat für Wettbewerbsfähigkeit Pflan-
zen, Tiere und konventionelle Züchtungsme-
thoden für nicht patentierbar. Auf das Eu-
ropäische Patentamt haben diese Entscheidun-
gen zwar keinen direkten Einfluss, aber sie set-
zen ein Zeichen. Österreich hat 2016 sein Pa-
tentgesetz geändert und erstmals festgelegt,
dass Pflanzen und Tiere nicht patentierbar
sind.

Heike Schiebeck 
Longo maï; Imkerin in Kärnten 

Mehr Informationen unter www.arche-noah.at oder im Arche
Noah Magazin vom April 2017.

Mit dem Nagoya-Abkommen, einem völkerrechtlich
verbindlichen internationalen Vertrag, wollen die UN-
Mitgliedsstaaten der Biopiraterie einen Riegel
vorschieben. Laut Arche Noah bietet das Abkommen auch
die Möglichkeit, einen Gemeingutpool für die
Kulturpflanzen des Netzwerks einzurichten und diese
gegen zukünftige Patente und Gentechnik zu schützen.
VON HEIKE SCHIEBECK

KAMPF GEGEN BIOPIRATERIE

Foto: FIAN International
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Spiegelt sich die emanzipierte Situa-
tion der Frauen auf den Höfen auch
in der Politik wieder? Bei so vielen

Frauen sollte auch eine entsprechende
Zahl von Bäuerinnen in der gesetzlichen
Standesvertretung, also in der Landwirt-
schaftskammer, zu finden sein. Dies wol-
len wir hier genauer ansehen:

Die Vollversammlungen der Landwirt-
schaftskammern haben unterschiedlich
viele Frauen in neun Kammern unter-
schiedlicher Größe. Hier eine Analyse ge-
ordnet nach Frauenpower:

OÖ 9/35 26%
Bgld 7/32 22%
Ktn 8/36 22%
Sbg 6/28 21%
W 4/23 17%
Ti 4/24 17%
NÖ 6/40 15%
Vbg 2/19 11%
Stmk 4/41 10%
Ö 46/237 19%

Der absolute Schandfleck ist die Steier-
mark mit unter zehn Prozent. Oberöster-
reich hat seine gute Position notwendig,
sind doch Frauen in der dortigen Landes-
regierung ebenso häufig anzutreffen wie
im katholischen Priesteramt.

Ein Sonderfall ist Niederösterreich, das
unter einem Relikt aus dem Ständestaat lei-
det; dort werden vier Plätze nicht per Wahl
besetzt, sondern vom Raiffeisenverband
beschickt. Letzterer hat nicht gerade den
Ruf als Tummelplatz für Frauen, und es ist
tatsächlich so: Alle vier Delegierte sind
männlich. Auch andere Details bestätigen
dieses Bild: Alle neun Kammerpräsidenten
sind männlich, wie auch deren Gegenüber,
die Kammerdirektoren: alles Männer.
Wenn sich also da und dort eine Frau fin-
det, dann eher nicht in einer mächtigen Po-
sition.

Ein kurzer Blick lohnt sich auch auf die
landwirtschaftlichen Nichtregierungsorga-

nisationen. Am einen Ende des Spektrums
ist der „Verein der Land- und Forstbetrie-
be“. Hinter diesem unscheinbaren Namen
versteckt sich eine Versammlung der ganz
großen, nicht selten adeligen österreichi-
schen Großgrundbesitzer. Sie haben über
die gesetzliche Interessenvertretung hinaus
einen separaten Club zur Verteidigung ih-
rer Interessen gegründet und bilden somit
quasi die Industriellenvereinigung des Bau-
ernstandes. Ihre gesamte Führungsetage
sowohl auf Bundesebene wie auch auf
Landesebene besteht aus Männern. Am
anderen Ende des Spektrums findet man*
die „Österreichische Berg- und Kleinbäu-
er_innenvereinigung Via Campesina Aus-
tria“. Man sehe und staune, hier gibt es
Obfrau und Geschäftsführerin, ebenso
eine fünfzigprozentige Teilnahme von
Frauen am Vorstand. Woran liegt das? Am
Geld kann es wohl nicht liegen. Im Ge-
genteil, allein schon der Mitarbeiter*innen-

stab der Land- und Forstbetriebe liegt um
etwa das zehnfache höher als der von Via
Campesina und gibt so ein beredtes Zei-
chen von der Finanzkraft der Welt der
Männer.

Auch im Bereich der Nichtregierungs-
organisationen gibt es einen Sonderfall,
nämlich die klösterlichen Landwirtschaf-
ten. Es besteht wenig Anlass zur Hoff-
nung, dass hier das Steuerruder der Dach-
organisation in weiblicher Hand sein sollte.

Zusammenfassend ergibt sich ein
ernüchterndes Bild: Je weiter hinauf in der
Hierarchie der gesetzlichen Interessenver-
tretung man* schaut, desto männlicher
wird das Bild, je größer die Betriebe, desto
eher sind die Betriebsleiter männlich und
je finanzkräftiger die Interessensorganisa-
tion, desto eher sind die Funktionsträger
Männer.

Andreas Pillichshammer
Bauer am Mondsee

Auf den österreichischen Höfen leben und arbeiten Männer und Frauen, die
ihren Mann stehen. Das stimmt. Haben die Frauen auch was zu sagen? Ganz
sicher. So kennt man sie aus dem Alltag – vierzig Prozent aller Betriebsleiter

sind in tatsächlich „-innen“.
VON ANDREAS PILLICHSHAMMER

FRAUEN IN DEN ÖSTERREICHISCHEN
LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 

SCHWERPUNKT:  BÄUERLICHE RECHTE
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Im Rahmen des österreichischen Vorsit-
zes der Alpenkonvention fand vom 18.
bis 19. April 2017 in Alpbach in Tirol

die Internationale Konferenz „Frauen in
Bergregionen“ statt. Laut Konferenz-
ankündigung sollte das Treffen „die einzig-
artige Rolle von Frauen in den Mittelpunkt
stellen“ und „ihren unverzichtbaren Bei-
trag zum Schutz, der Erhaltung und der
Weiterentwicklung von Gebirgsregionen
beleuchten“.

Obwohl die ÖBV schon seit vielen Jah-
ren genau an diesen Themen arbeitet –
wenn wir es auch anders ausdrücken wür-
den – fanden es die Organisator*innen der
Konferenz nicht der Mühe wert, Vertrete-
rinnen unseres Frauenarbeitskreises eine
inhaltliche Rolle bei der Konferenz zu ge-
ben. Das ließen die engagierten ÖBV-

Frauen aber nicht auf sich sitzen. Eine
stattliche Delegation meldete sich zur Teil-
nahme an der Tagung an, ein Infostand
über den Frauenarbeitskreis wurde vorbe-
reitet.

Im verschneiten Alpbach sorgten die
ÖBV-Frauen dann für Stimmung. Überra-
schungsgäste bei der Tagung waren näm-
lich Frauen aus dem Oberen Mühlviertel,
welche Bundesminister Rupprechter ihre
Anliegen in fetziger Aufmachung und mit-
tels selbstgetexteter Lieder vortrugen. Der
Minister war von der musikalischen Dar-
bietung nicht besonders angetan. Über-
haupt schienen ihn die Anliegen der Bäue-
rinnen nicht sehr zu interessieren. Den of-
fenen Brief (siehe Seite 20), den die Frau-
en des Frauenarbeitskreises an ihn gerich-
tet hatten und der ihm zu Beginn der Kon-

ferenz überreicht wurde, hat er zufällig an
der Bar des Tagungszentrums liegen lassen.

Und dann waren die Kühe weg!
Die ÖBV-Bäuerinnen der Regional-

gruppe Vöcklabruck waren mit ihren von
Gerhard Haderer gestalteten Kühen nach
Alpbach angereist. Sie „kugelten“, im Ein-
vernehmen mit der Grundstückseigen-
tümerin, auf der Wiese vor dem Kongress-
zentrum herum. Neben ihnen die Slogans
„Bei diesen Preisen geht uns die Luft aus“
und „Den idyllischen freien Markt gibt es
nicht!“ Während auf der Tagung über
Empowerment von Frauen diskutiert
wurde, ließ die Gemeinde – auf Geheiß
des Ministers – die Kühe von der Wiese
entfernen. Erst nach langwierigen Ver-
handlungen wurden die Kühe wieder frei-
gelassen. Minister Rupprechters Presse-
sprecherin beeilte sich, die Geiselnahme
der Kühe als „Missverständnis“ zu be-
zeichnen, doch die Katze, oder eher die
Kuh, war schon aus dem Sack. Den Jour-
nalist*innen, für die der „Kuh-Raub“ ein
gefundenes Fressen war, erklärte der Mi-
nister, dass die Haderer-Kühe „ein kri-
tisch konstruktives Statement“ darstellten,
„das als solches offensichtlich nicht er-
kennbar gewesen sei“. Dass der Minister
Kritik, sei sie auch konstruktiv, nicht sehr
zugeneigt ist, hat die ÖBV jedoch nicht
zum ersten Mal erfahren.

Der Streisand-Effekt1

Die zahlreichen Presseberichte in den
Tiroler Medien haben den Steinbacher
Kühen und der ÖBV gebührende Auf-
merksamkeit beschert. Einen ganz beson-
ders schönen, uns in vieler Hinsicht aus
der Seele sprechenden Kommentar
verfasste der Schriftsteller Hans Augustin
in der Tiroler Tageszeitung. Seine Worte
wollen wir den Leser*innen der Bäuerli-
chen Zukunft nicht vorenthalten:

Die von Gerhard Haderer gestalteten Kühe, mit denen die Regionalgruppe
Vöcklabruck seit letztem Jahr für viel Aufsehen sorgt, haben Minister
Rupprechter nicht besonders gefallen.
VON IRMI SALZER

AUFREGUNG UM „KUH-RAUB“ IN ALPBACH
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„Bäuerinnen reden Klartext“:
Künstlerischer Ausdruck, um einem Thema wirklich Nachdruck

zu verleihen, hat noch immer den einen oder anderen aus der Reser-
ve gelockt. Exponate zu entfernen ist die eine Lösung, aber das The-
ma Landwirtschaft lässt sich nicht entfernen. Wie man sieht, bringt
die Kunst der Landwirtschaft auch so manchen (Funktionär) aus der
Balance. Die Bäuerinnen haben mit feiner Klinge ihren Missmut,
ihre Enttäuschung, ihren Protest, aber auch ihre Hoffnungen
geäußert. Sie hätten das auch mit einer Fuhre Mist machen können. 

Die Herren Bauernvertreter hätten sich daran gewöhnen müssen,
dass die Orte, an denen Bäuerinnen zu finden sind, nicht nur hinterm
Ofen, auf dem Melkschemel oder in der Sakristei sind. Sondern, dass
sie ihre Angelegenheiten – zwangsläufig – selbst in die Hand nehmen.
Bäuerinnen reden größtenteils Klartext. Wenn auch nicht selten mit
geschmackvollem Beiwerk. Aber diesen Ton verstehen und vertragen
Männer nicht so.

Die Bäuerinnen verfügen über etwas, wofür sich Männer biswei-
len schämen: eine Gefühl für Veränderungen. Lange bevor ihre
Männer von wichtigen Sitzungen nach Hause kommen. Man könn-
te sich einiges an Sitzungsgeldern ersparen, wenn man einfach die
Bäuerinnen fragen würde. Der Großteil der Männer hat ja eine
Bäuerin im Haus.

Kritikfähigkeit ist die erste Tugend von Interessenvertretern,
denn man kann es nicht jedem recht machen. Und ins Stammbuch
der Bauern geschrieben: Liebt eure Frauen, auch wenn es euch hart
ankommt. Sie vertreten die Landwirtschaft am besten, weil sie die
Landwirtschaft in ihrem Herzen tragen.

Hans Augustin ist Schriftsteller und lebt in Thaur;
hans.augustin@gmx.at; der Gastkommentar erschien am
21. April in der Tiroler Tageszeitung.

Nach dem öffentlichen Tumult um die ÖBV-Haderer-
Kühe nahm der Minister beim zweiten Versuch der ÖBV-
Frauen deren Brief dann doch entgegen und versprach ei-
nen Gesprächstermin in Wien. Die Haderer-Kühe sind in-
zwischen, zerschrammt aber doch, nach Pfaffing in OÖ
zurückgekehrt. Sie werden uns wohl noch auf einigen
Streifzügen durch die österreichische Agrarlandschaft be-
gleiten.

Irmi Salzer
Referentin für Öffentlichkeitsarbeit der 

ÖBV-Via Campesina Austria

SCHWERPUNKT:  BÄUERLICHE RECHTE

1 Als Streisand-Effekt wird ein Phänomen bezeichnet, wonach der Versuch,
eine unliebsame Information zu unterdrücken oder entfernen zu lassen, öf-
fentliche Aufmerksamkeit nach sich zieht und dadurch das Gegenteil er-
reicht wird, dass nämlich die Information einem noch größeren Personen-
kreis bekannt wird (Quelle: wikipedia).
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Sehr geehrter Herr Bundesminister
Rupprechter,

die schwierige Situation der österreichischen
Berglandwirtschaft macht uns betroffen. Es
fehlt am politischen Willen, ökologische, de-
mokratische und geschlechtergerechte Initiati-
ven im ländlichen Raum zu unterstützen. Frau-
en sind von diesen Entwicklungen besonders
betroffen.

Wir haben es satt, dass
• in der Landwirtschaft eine Politik des „Wach-

sens oder Weichens“ vorherrscht;
• Höfe „sterben“ und Arbeitsplätze verloren

gehen;
• die landwirtschaftliche Produktion in Un-

gunstlagen, wie z. B. in Bergregionen, nicht
ausreichend unterstützt wird und daher die
Produktion vom Berg ins Tal wandert;

• Futtermittel importiert werden, um eine
Überproduktion, von z. B. Milch, zu fördern
und gleichzeitig negative Folgen für Men-
schen im globalen Süden, Tiere und die Um-
welt entstehen;

• Agrarindustrie und Massentierhaltung mehr
Fördergelder erhalten als ökologische Land-
wirtschaft und artgerechte Tierhaltung;

• Betroffene in Politik nicht eingebunden wer-
den (wie zum Beispiel in die Organisation
von Tagungen wie diese);

• Frauen in der Agrarpolitik vor allem als Auf-
putz benutzt werden und eine scheinbare
Gleichberechtigung vorgegaukelt wird, ob-
wohl ganz klar die „Männerwirtschaft“ do-
miniert;

• die Berglandwirtschaft, die kleinen Bio-Höfe
und die Frauen als Werbebilder und für die
Lukrierung von Fördergeldern missbraucht
werden;

• junge Frauen nicht ausreichend unterstützt
werden, um ein eigenständiges Leben am
Land gestalten zu können. Es fehlt an Kin-
derbetreuungseinrichtungen, an einer Entlas-
tung in der Pflege, an öffentlichen Verkehrs-
mitteln, an Frauenräumen, an Zugang zu
Boden usw.

Wir sind Bäuerinnen. Wir haben
Erfahrungen und Ideen in Hülle 
und Fülle. 

Wir fordern Sie auf, faire Rahmenbedin-
gungen für die Landwirtschaft in Bergregionen
zu schaffen und sich für eine Politik einzuset-
zen, die sich an Ernährungssouveränität,
Gleichberechtigung aller Geschlechter, fairer
Verteilung von Haus- und Sorgearbeit, direkter
Demokratie und einem guten Leben für alle
orientiert.

Wir fordern
• 50 % Frauen in allen agrarpolitischen Gre-

mien. Gezielte Unterstützung von Frauen
mit unterschiedlichen politischen Ausrich-
tungen, agrarpolitisch aktiv zu werden – in-
nerhalb und außerhalb von Institutionen;

• eine Neuausrichtung der landwirtschaftli-
chen Ausbildung: Agrarökologie und gute
Ernährung für alle werden ins Zentrum
gerückt; Mädchen und Burschen erhalten
eine gemeinsame Ausbildung und lernen
„Halbe-Halbe“;

• eine gezielte Politik für kleine, ökologisch
wirtschaftende Vielfalts-Höfe, die mit loka-
len Ressourcen Lebensmittel für die Region
erzeugen, das Klima schonen und gute Ar-
beits- und Lebensorte für Menschen jeden
Geschlechts sind;

• einen gleichberechtigten Zugang zu frucht-
barem Boden für Frauen;

• eine Willkommenskultur für neue, feministi-
sche, ökologische Denkrichtungen, Initiati-
ven, Projekte, Kooperationen etc.

Für ein neues, gutes Leben am Berg braucht
es ganzheitliche Lösungen, die Natur, Wirt-
schaft, Soziales und Kultur zusammenbringen.
Und: Die Zeit ist reif für eine Landwirtschafts-
ministerin!

Tun wir uns zusammen, für eine neue femi-
nistische, demokratische Lebensmittelpolitik,
die allen Menschen, in Bergregionen und an-
derswo, ein gutes Leben ermöglicht!

Frauenarbeitskreis der Österreichischen Berg- und
Kleinbäuer_innen Vereinigung 

(ÖBV-Via Campesina Austria) 
www.viacampesina.at

Anlässlich der Internationalen Konferenz „Frauen in Bergregionen“, die
anlässlich des österreichischen Vorsitzes der Alpenkonvention von Minister
Rupprechter am 18. und 19. April in Alpbach ausgerichtet wurde, richteten
die Frauen des Frauenarbeitskreises der ÖBV-Via Campesina Austria einen
offenen Brief an den Minister.

OFFENER BRIEF AN MINISTER RUPPRECHTER
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ÖBV-INFO

GUTES ESSEN FÜR ALLE!

SCHWERPUNKTWOCHE: Auf dem Weg zu
einer demokratischen Lebensmittelpolitik
Die „Wir haben es satt!“- Plattform lädt
gemeinsam mit Südwind, BOKUs KriStus
und dem entwicklungspolitischen Referat
der ÖH-Boku-Wien zu einer Schwer-
punktwoche voller Inputs, Diskussionen
und Austausch für ein weltweit sozial ge-
rechtes und agrarökologisches Landwirt-
schafts- und Ernährungssystem. Die Teil-
nahme ist kostenlos. Alle Interessierten
sind herzlich willkommen.

Die einzelnen Veranstaltungen 
der Schwerpunktwoche:
Wohin des Weges? Landwirtschaft am
Scheideweg
Workshops & Podiumsdiskussion
Di, 16. Mai 2017, 14:00 – 21:00
BOKU, Oskar Simony Haus, Peter Jordan
Straße 65, 1180 Wien 
Ausgehend von den zentralen Erkenntnis-
sen des Weltagrarberichts wird in drei
Workshops an einem tieferen Verständnis
für die Mechanismen unseres Lebensmit-
telsystems gearbeitet. Bewusst soll hier
der Blick für Lösungen gegenwärtiger
Herausforderungen erweitert werden.
Denn eines ist sicher: „Weiter wie bisher
ist keine Option.“
Anmeldung unter: 
scheideweg.landwirtschaft@gmail.com
Habe die Lehre!
Ausrichtung, Methodik & Möglichkeiten
studentischer Mitgestaltung
Podiumsdiskussion
Do, 18. Mai 2017 ab 16:00
BOKU, Wilhelm Exner Haus (EH 05), Pe-
ter Jordan Straße 82, 1190 Wien
Was wird gelehrt? Warum wird es ge-
lehrt? Wie wird es gelehrt? Und hab ich
nicht eigentlich viel bessere Ideen? Auf
diese und viele weitere spannende Fragen
wird in der Podiumsdiskussion eingegan-
gen und Beispiele landwirtschaftlicher
Hochschulen bzw. Studiengänge werden
vorgestellt. Im Anschluss wollen wir Er-
kenntnisse und Inspirationen aus dem Po-

dium nutzen, um in Kleingruppen Ideen zu
spinnen und konkrete Handlungsmöglich-
keiten an der BOKU auszuloten.

Gutes Essen für alle! – Wege zu einer
demokratischen Lebensmittelpolitik
Tagung der Plattform „Wir haben es satt!“
Sa, 20. Mai 2017, 13:00–20:00
Universität für Bodenkultur, Wien 
Viele Menschen haben die Art und Wei-
se, wie unser Essen hergestellt wird, satt.
Die herkömmliche Agrarpolitik befördert
ein Agrar- und Lebensmittelsystem, das
bäuerliche Landwirtschaft unter Druck
setzt und Menschen, Tiere und Umwelt in
Nord und Süd ausbeutet.
Deshalb brauchen wir eine radikale
Trendumkehr und vor allem eine transpa-
rente und demokratische Diskussion dar-
über, welche Prioritäten die Politik setzen
soll. Alte Strategien haben da wohl aus-
gedient – wir wollen eine neue und de-
mokratische Lebensmittelpolitik.

13:00–14:00 Eröffnungspodium
Alte Politik schafft neue Probleme – wir
haben unser Agrarsystem satt!
Irmi Salzer (ÖBV-Via Campesina Austria)
Hans-Peter Hutter (Umweltmediziner,
MedUni Wien)
Sebastian Theissing-Matei (Greenpeace)
Walter Gössinger (BOKUs KriStus)
Melanie Oßberger (FIAN Österreich)
14:30–18:00 Workshops zu den Themen
Milch, Getreide, Obst & Gemüse, Ener-

gie(pflanzen) und Fleisch mit vielen Input-
geber*innen

18:30 – 19:30 Gemeinsamer Abschluss &
Essen
Ein gutes Essen für alle ist die Vision.
Welche Schritte müssen wir gehen auf
dem Weg zu einer demokratischen Le-
bensmittelpolitik? Mit Graphic Recording
von Veronika Götz.

18:30–20:30 1. WIENER ERNÄHRUNGSRAT-
TREFFEN (parallel zum Abschluss)
Um ein zukunftsfähiges Ernährungssys-
tem zu fördern, haben sich in vielen Städ-
ten Ernährungsräte gebildet. Auch in
Wien ist es an der Zeit, diesen Schritt zu
gehen. Ein Ernährungsrat gestaltet als zi-
vilgesellschaftlich organisiertes Gremium
die Ernährungspolitik auf kommunaler
Ebene mit. Es wird vom bisherigen Tun
und den Zielen in naher und ferner Zu-
kunft berichtet. Es braucht engagierte
Menschen, um Ziele weiterzuentwickeln
und die Umsetzung aktiv zu unterstützen. 
Um Anmeldung zum Ernährungsrat-Tref-
fen wird gebeten: 
ernaehrungsrat-wien@posteo.at

5. MARCH AGAINST MONSANTO, 
TTIP & FRACKING

Auf die Straße, für ein gutes Leben für alle
Sa, 20. Mai 2017, 13:00–17:30
Bregenz
Abmarsch 14:00 Parkplatz Seestadt vis
a vis Bahnhof Bregenz, Schlussveranstal-
tung: 15:30 am Kornmarktplatz
Nachdem im letzten Jahr annähernd
5.000 besorgte Menschen gegen die
Konzerndiktatur mit uns auf die Straße
gingen, wollen wir dieses Jahr die Kund-
gebung von „gegen Monsanto“ hin zu
„ein gutes Leben für alle“ wandeln. Wir
laden alle ein, mit ihren Nöten und Vor-
schlägen kreativ, sichtbar und hörbar teil-
zunehmen. Je mehr wir werden, desto
weniger können uns die Politik und die
Medien ignorieren.
Veranstalter*innen: SÖPPS & Attac

ÖBV-Info I

Foto: Eva Schinnerl
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„W as bin ich? Wer bin ich? Betriebs-
leiterin, Landwirtin, Bäuerin, oder
… ?“ Es ist eine gute Idee, die Ta-

gung mit Begriffsklärungen zu beginnen, denn
die Bezeichnungen für Frauen in der Landwirt-
schaft werden regional unterschiedlich verwen-
det. Viele Frauen in (Nord-)Deutschland, aber
auch in der Schweiz, die eine landwirtschaftli-
che Ausbildung absolviert haben, bezeichnen
sich stolz als „Landwirtin“. Sie grenzen sich
von „Bäuerinnen“ ab, also von Frauen, die auf

den Hof eingeheiratet haben, keine einschlägi-
ge Ausbildung vorweisen können und eine tra-
ditionelle Frauenrolle übernehmen. Dass eine
Betriebsleiterin aus Österreich sich selbstbe-
wusst „Biobäuerin“ nennt, ist für sie ein Ku-
riosum. Ist das nur ein Wort, oder sagt es auch
etwas über die Einstellung zur Landwirtschaft
aus? In der Schweiz gibt es sogar eine Ausbil-
dung zur „Diplomierten Bäuerin“. Die Vorbe-
dingung ist der „Fachausweis zur Bäuerin“ für
den man die Module Reinigungstechnik, Fami-

lie und Gesellschaft, Gartenbau, aber auch
Buchhaltung etc. absolvieren muss. Trägt diese
Ausbildung zur Aufwertung von Bäuerinnen-
arbeit bei oder schreibt sie Frauen auf ihre tra-
ditionelle Rolle fest?

Nicht nur die Begriffe, mit denen sich die
Frauen aus den verschiedenen deutschsprachi-
gen Regionen bewegen, unterscheiden sich,
sondern auch die landwirtschaftlichen Struktu-
ren. Im deutschen Bundesland Nordrhein-
Westfalen zählt ein Hof erst ab acht Hektar als
landwirtschaftlicher Betrieb. Auf 18 Mio. Ein-
wohner*innen kommen 34.000 landwirtschaft-
liche Betriebe. In Österreich sind bei halb so
vielen Einwohner*innen fast fünfmal so viele
Höfe. Während 100 Milchkühe für die junge
Landwirtin aus Baden-Württemberg keine Be-
sonderheit sind, berichten die Südtirolerinnen
von einer mittleren Hofgröße von 3,5 Hektar
(exklusive Wald und Almweiden).

Als ich beim Essen vom Frauenarbeitskreis
der ÖBV erzähle, fragt mich die junge „Land-
wirtin“, ob die Frauen im Arbeitskreis denn
Bäuerinnen oder Landwirtinnen seien, ob sie
eine landwirtschaftliche Ausbildung hätten und
Betriebsleiterin wären? Hm, ich habe den Ein-
druck, dass diese Fragen bei uns weniger zentral
sind, dass es bei uns weniger um den Ausbil-
dungstitel und die formale Position geht, son-
dern um das Aushandeln von Rollen und Ar-
beitsteilung. Aber ja, Ausbildung ist wichtig,
aber wir wollen eine andere Ausbildung, als die
derzeit angebotene: eine gemeinsame Schule
mit ökologischer Ausrichtung für Mädchen und
Burschen, in denen alle Land- und Hauswirt-
schaft lernen, sodass die Burschen einen besse-
ren Zugang zur Hausarbeit bekommen und die
Mädchen auch eine Ausbildung haben, die sie
zum Bezug aller Förderungen berechtigt.

Das Leben irgendwie meistern
Es sind starke, beindruckende Frauen, die

bei der Tagung am Podium sitzen: Die Süd-
tirolerin, die den Hof allein bewirtschaftet, drei
Kinder hat und auch im Gemeinderat sitzt. Sie
hat nach anfänglichem Hadern akzeptiert, dass
ihr Ehemann, der einer außerlandwirtschaftli-

„Frauen bewegen Landwirtschaft, Landwirtschaft bewegt Frauen“. Mit gut
150 Frauen und zwei Männern fand in Schwäbisch Hall (D) die dritte
internationale deutschsprachige Tagung über Frauen in der Landwirtschaft
statt. Eine persönliche Reflexion.
VON MONIKA THUSWALD

DIE HÄLFTE VOM KUCHEN WOLLEN 
ODER EIGENE REZEPTE ENTWICKELN?
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chen Lohnarbeit nachgeht, kein Interesse an
der Arbeit am Hof hat. Aber bei größeren Ent-
scheidungen ist er ein wichtiger Gesprächs-
partner. Einer anderen jungen Frau aus
Deutschland war es von Anfang an wichtig, in
der Partnerschaft gleichberechtigt zu sein. Sie
und ihr Mann haben eine gleichwertige land-
wirtschaftliche Ausbildung, haben beide einen
Hof übernommen, sie bemühen sich um ge-
rechte Arbeitsteilung und sind gleichberech-
tigte Gesellschafter*innen im landwirtschaftli-
chen Unternehmen. Doch die Regeln der So-
zialversicherung drängen die junge Mutter von
der Rolle als Unternehmerin in die Rolle der
Mitversicherten. Nur ein symbolischer Unter-
schied? Es ist auch der Mann, der Funktionen
in Gremien innehat. Wird sich das tatsächlich
nochmals ändern, wenn die Kinder größer
sind? Die Frauen am Podium schaffen es ir-
gendwie, ihr Leben in der Landwirtschaft zu
meistern: trotz 100 Stunden-Woche, trotz der
Schwiegereltern, die von der Eingeheirateten
Unterordnung erwarten, trotz der Sorgen, dass
sie die Kinder vernachlässigen, trotz der oft
gehörten Frage „Wo ist der Chef?“. Aber jene,
die diesen Druck nicht ausgehalten haben, die
den Weg aus dem Burn-out nicht geschafft ha-
ben, die sind wohl heute auch nicht hier, oder?!
Wer vertritt ihre Position? Rosalie Hötzer von
der ÖBV, welche ebenfalls am Praktikerinnen-
podium vertreten ist, spricht besonders klar die
Probleme an, versucht nicht, zu beschönigen.
Sie fordert eine „Innovationsberatung anstatt
einer Investitionsberatung, die zur Insolvenz-
beratung führt“. Es braucht eine unabhängige
und auch gendersensible Rechtsberatung für
Bäuer*innen.

Mehr Leistung, weniger
Anerkennung?

Wie ist das mit der Interessensvertretung
von Frauen in der Landwirtschaft? Der deut-
sche Landfrauenverband vertritt 500.000 Frau-
en. „An uns kommt auch Merkel nicht vorbei“,
meint die Präsidentin selbstbewusst. Und auf
erstaunte Nachfrage hin: Ja, ihre Organisation
sei stark; sie seien schließlich unabhängig und

nicht der Kammer untergeordnet. Klingt inter-
essant. Und die Landfrauen fordern eine pa-
ritätische Verteilung von Sitzen in landwirt-
schaftlichen Gremien. Warum fordert die
ARGE Bäuerinnen in Österreich eigentlich nur
30 Prozent? Bis dato müssen weibliche Funk-
tionärinnen und Betriebsleiterinnen viel mehr
leisten als Männer, um anerkannt und ernst ge-
nommen zu werden. „Nicht so schlimm“, „das
macht mir nichts aus“, sagen viele am Podium.
Aber wie viele probieren es unter diesen Be-
dingungen gar nicht erst oder geben wieder
auf? Die Maschinenring-Vorsitzende rät zur
Haltung: „So gut (oder auch: so schlecht) wie
die meisten Männer kann ich das auch“.

Klar ist jedenfalls: die Frau in der Landwirt-
schaft gibt es nicht. Die Lebensläufe, Tätig-
keitsbereiche und Erfahrungen sind äußerst
vielfältig. Ein gemeinsamer Nenner? „Das biss-
chen Haushalt …“! Ein Thema, das für lebhaf-
te Diskussionen sorgte. Ein weiteres Thema,
bei dem es rumorte: Soziale Absicherung für
Frauen, die auf Höfe eingeheiratet haben. Was
ist, wenn ich mich scheiden lassen will oder
wenn mein Mann stirbt? Eines bleibt ganz be-
stimmt: nämlich die Haftung für den Kredit,
den sie mitunterschrieben hat, auch wenn ihr
der Hof nicht gehört. Kurse wie „Vo(r)m Stan-
desamt zum Notar“, wie sie der Gastgeber der
Tagung, das Evangelische Bauernwerk anbie-
tet, sollte es wohl öfter geben! Über Absiche-
rung muss man in rosigen Zeiten reden, nicht
erst dann, wenn es kriselt.

Wo bleibt die Diversität?
Aber Moment: Wir reden hier die meiste

Zeit von verheirateten Frauen, von Ehen zwi-
schen Mann und Frau. Und was ist mit all den
anderen Lebens- und Partnerschaftsformen:
mit unverheirateten Paaren, mit gleichge-
schlechtlichen Paaren, mit Patchworkfamilien,
mit Hofgemeinschaften, mit Frauen, die alleine
am Hof leben, was ist mit außerfamiliärer
Hofübergabe? Sollten wir darüber nicht mehr
reden? Viele junge Frauen (und Männer) inter-
essieren sich für die Landwirtschaft, aber nicht
für die damit verbundenen, traditionellen so-

zialen Muster. Auf meine diesbezügliche Wort-
meldung gibt’s viel Resonanz – die Diversität
von Lebensformen fehlt vielen in der Diskus-
sion, vor allem jungen Menschen.

Erst eine der letzten Redner*innen kommt
unter dem Titel „Das Problem hat System“
auch auf die wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen zu sprechen: Globalisierung, Preis-
druck, Produktionssteigerung, laufend techni-
sche Neuerungen, Bürokratie etc. haben einen
großen Einfluss auf die Arbeits- und Lebens-
bedingungen von Frauen in der Landwirt-
schaft. Probleme mit dem Höher, Schneller,
Weiter sollten nicht als individuelles Scheitern
interpretiert werden. Wirtschaftliche Rahmen-
bedingungen müssen auch von Frauen disku-
tiert werden.

So bestätigt die Tagung, wie wichtig es ist,
dass wir in der ÖBV unsere Visionsarbeit fort-
setzen. Dass die ÖBV-Frauen (aber auch die
Männer) sich Gedanken darüber machen, wie
sie ihr Leben in der Landwirtschaft gestalten
wollen und welche gesellschaftlichen und poli-
tischen Rahmenbedingungen sie dazu brau-
chen. Es ist keine Selbstverständlichkeit, dass
Frauen gemeinschaftlich politische Positionen
entwickeln und diese auch laut und öffentlich
vertreten. Was nutzt der beste Lehrgang für
Bäuerinnen in agrarpolitischen Funktionen,
wenn die Frauen keine Gruppen haben, in de-
nen sie gemeinsam eigenständige Positionen
entwickeln können? Die Bäuerinnen im ÖBV-
Frauenarbeitskreis formulieren sehr klar, dass
sie nicht einen gleichberechtigten Platz im der-
zeitigen System anstreben, sondern dass sie
neue „Rezepte“ entwickeln wollen: für Wirt-
schaft, Gesellschaft und Politik, nicht für die
perfekte Torte! „Rezepte“ für ein gutes Leben
für alle.

Monika Thuswald ist Bildungsreferentin bei der
ÖBV und begleitet auch den Frauenarbeitskreis

Infos zur Tagung: www.frauen-landwirtschaft.de
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D ie Preise, die Bäuerinnen und Bau-
ern für Milch bekommen, sind im
Keller. Besonders seit dem Fall der

Milchquotenregelung vor zwei Jahren
kommt es zu einer massiven Überproduk-
tion von Milch. Die einzelnen Betriebe
versuchen, die schlechten Preise mit höhe-
rer Milchmenge auszugleichen. Im Super-
markt zahlen die Konsument*innen des-
halb aber nicht weniger. Die Überschüsse
werden vielmehr zu Dumpingpreisen ex-
portiert. Viele Bauern und Bäuerinnen in
ganz Europa sind dadurch in ihrer Exis-
tenz bedroht. In Österreich haben alleine
2016 ganze 900 milchliefernde Betriebe,
das sind 3,1 Prozent, für immer ihre Türen
geschlossen. Aber auch ihre Kolleg*innen
im Globalen Süden können dem Preis-
druck nicht standhalten. Das verschärft ak-
tuell Hungerkrisen.

Widerständige Betriebe werden
abgestraft

Die Bauern und Bäuerinnen der IG
Milch wehren sich seit Jahren gegen dieses
System. Neben der IG Milch und dem
Vermarktungsprojekt „A faire Milch“
gründeten sie die Freie Milch Austria, eine
unabhängige Erzeugergemeinschaft. Die-
se ließ die Milch von rund 160 Höfen
durch die Alpenmilch Logistik GmbH
sammeln und verkaufte sie an die Molke-
reien, die den besten Milchpreis boten.
Die Raiffeisen-Molkereien kauften der
Freien Milch Austria jedoch nichts ab,
auch wenn sie Milch benötigten. Sie zogen
es vor, die Geschäfte mit bayerischen
Molkereien abzuschließen, selbst wenn
eben diese ihre Milch von der Freien
Milch Austria bezogen.

Mit 31. März 2017 musste die Alpen-
milch Logistik GmbH nun ihre Milch-
sammlung einstellen, da sie aufgrund der
Überproduktion keinen existenzsichern-
den Milchpreis mehr erzielen konnten. Ein
Teil der Lieferant*innen der Freien Milch
Austria hat nun Lieferverträge bei den
österreichischen Molkereien bekommen.
Teilweise erhalten sie dort einen niedrige-
ren Milchpreis als üblich. Das ist anschei-
nend die Strafe dafür, dass sie den Genos-
senschaften den Rücken gekehrt hatten.
Für 37 Betriebe findet sich jedoch nach
wie vor kein Abnehmer.

Das ist eine Machtdemonstration der
Molkereien, um die Bauern und Bäuerin-
nen, die sich politisch engagieren, zum
Schweigen zu bringen. Die IG Milch
äußert sich in dieser Situation nicht mehr.
Die Betriebe müssen fürchten, erst recht
keine Lieferverträge zu bekommen oder
ihre Verträge zu verlieren, wenn sie ihre
Stimme erheben.

Raiffeisen trägt wesentlich
Verantwortung

95 Prozent der in Österreich produzier-
ten Milch wird von Molkereien verarbeitet,
die unter der Schirmherrschaft von Raiff-
eisen arbeiten. Im Zusammenspiel mit
einer auf Produktivitätswachstum und Ex-
portorientierung aufbauenden Agrarpoli-
tik sind sie damit wesentlich mitverant-
wortlich für die Überproduktion und die
dramatische Situation vieler Milchbäuerin-
nen und -bauern. Die Maßnahmen, die die
Politik bisher getroffen hat, haben mit
langfristigen Perspektiven nichts zu tun.
Im Gegenteil, sie sind so ungerecht wie die
Verteilung der Agrarsubventionen.

Erst im Herbst 2016 wurde von der Re-
gierung beschlossen, dass Bauern und
Bäuerinnen die Hälfte ihrer Sozialversiche-
rungsbeiträge für ein Quartal nicht bezah-
len müssen. Anstatt diese Förderung nur
für die Klein- und Mittelbetriebe auszu-

Viele Menschen wollen die bäuerliche Landwirtschaft fördern. Der vom
Raiffeisen-Konzern dominierte Milchmarkt zwingt aber viele Höfe dazu, auf-
zugeben. Besonders hart trifft es jene Milchbauern und -bäuerinnen, die sich 
für einen besseren Milchpreis und die Unabhängigkeit von den Raiffeisen-
Molkereien eingesetzt haben: 37 dieser Betriebe stehen jetzt ohne Abnehmer da.
VON JULIANNA FEHLINGER

WIE RAIFFEISEN MILCHBÄUER*INNEN 
UNTER DRUCK SETZT

Fo
to

:  
ÖB

V



25MAI 2017BÄUERLICHE ZUKUNFT NR. 347

schütten, erhalten sie alle. Dadurch profitieren die
größeren Betriebe ungleich mehr.

Gleichzeitig ist die Abhängigkeit der Milchbäue-
rinnen und -bauern von den Molkereien unüberseh-
bar. Durch die Vormachtstellung des Raiffeisenkon-
zerns, des größten und mächtigsten Akteurs in der
österreichischen Agrarwirtschaft, können diese kaum
zu anderen Verarbeitern wechseln und sind nahezu
gezwungen, ihre Betriebsmittel bei den Raiffeisen-
Lagerhäusern zu kaufen. Dass eigenständige Verar-
beiter*innen wenig Chancen haben, hat mehrere
Gründe: Einerseits muss Rohmilch schnell verarbei-
tet und vermarktet werden. Das ist eine große logis-
tische Herausforderung. Andererseits konnte sich ei-
genständige Milchverarbeitung im größeren Stil am
Markt bisher nicht durchsetzen, nicht zuletzt auf-
grund des Widerstands der Molkereien.

Für echte Alternativen braucht es die
Konsument*innen

Die Situation dieser 37 Betriebe, die heute noch
nicht wissen, wo sie in Zukunft ihre Milch abliefern
sollen, zeigt deutlich: Einen freien Milchmarkt gibt es
nicht. Um den zigtausenden Milchbäuerinnen und 
-bauern in Österreich eine Perspektive bieten zu
können, brauchen wir eine Abkehr von der export-
orientierten und auf Wachstum ausgerichteten
Milchwirtschaft. Und wir müssen damit aufhören,
Futtermittel aus Übersee zu importieren. Doch die
aktuellen Erfahrungen zeigen, dass dies mit den
Raiffeisen-Genossenschaften nicht umsetzbar ist.

Um den Milchbäuerinnen und -bauern echte Al-
ternativen anbieten zu können, sind starke Allianzen
mit den Konsument*innen nötig. Denn der von
Raiffeisen dominierte Milchmarkt geht alle etwas an!
Bei jedem Besuch im Supermarkt finanzieren wir
dieses System weiter – egal, ob Bio eingekauft wird
oder nicht. Eigenständige bäuerliche Molkereien wie
KasLab’n in Kärnten leisten nicht nur einen Beitrag
zur Förderung der kleinbäuerlichen Landwirtschaft,
sondern führen eine wichtige politische Auseinan-
dersetzung, die weit über biologische Landwirtschaft
und kritischen Konsum hinausreicht.

Julianna Fehlinger 
Geschäftsleiterin der ÖBV-Via Campesina Austria

BÜCHER

Zwischen Fairtrade und Profit
Wer sät, der erntet – oder doch nicht?
Fausta Borsani, Thomas Gröbly (Hrsg.)
Stämpfli Verlag 2015, 978-3-7272-1456-
1. 288 Seiten, gebunden, 
Euro 39,–

Es gibt genug zu essen für alle, und
doch hungert eine Milliarde Menschen.
Die Kontrolle über Boden, Wasser, Saat-
gut und Ernten durch wenige Akteur*in-
nen nimmt weltweit zu. Der Agrarfreihan-
del verschärft die Probleme zusätzlich.

In diesem Buch analysieren Fachleute
ohne Denkbarrieren und ohne Schuldzu-
weisungen die zunehmende Machtkon-
zentration, die Ernährung und Demokra-
tie gefährdet. Das Menschenrecht auf
Nahrung und die Mitbestimmung aller
sind jedoch nicht verhandelbar. Heute
wird der Missbrauch von Macht gegen-
über Menschen, Tieren und der Natur ins-
gesamt als Gewalt erfahren. Ziel ist eine
gewaltfreie Lebensmittelproduktion und
ein Handelssystem, das mithilft, Armut
und Hunger zu beenden.

Die Herausgeber*innen gehen der Fra-
ge nach den ökonomischen Machtverhält-
nissen und der demokratischen Mitspra-
che nach. Anhand gelungener Projekte
zeigen sie zudem auf, dass mehr Demo-
kratie in Politik und Wirtschaft mithilft,
mehr Gerechtigkeit im Agrarhandel zu er-
wirken.

Herausgeber*innen: 
Fausta Borsani, Agrarökonomin, hat in

mehreren internationalen Projekten der
Nachhaltigkeit und Unternehmensverant-
wortung mitgearbeitet. Derzeit leitet sie
ihre eigene Beratungsfirma für Ökologie,
Menschenrechte und gutes Business.

Thomas Gröbly, gelernter Bauer,
Theologe und Ethiker, ist Dozent, Projekt-
entwickler und Autor mehrerer Publika-
tionen. Er hat ein Ethik-Labor aufgebaut

und entwickelt Visionen für eine lebens-
werte Zukunft.

Mitautor*innen:
Markus Arbenz, Roman Berger, Ursula

Brunner, Lisa Bürgi-Bonanomi, Ajoy
Chauduri, Peter Clausing, Leila Dregger,
Hilal Elver, Tina Goethe, Hans R. Herren,
Ulrike Herrmann, Angelika Hilbeck, Ul-
rich Hoffmann, Thomas Kesselring, Mar-
kus Mugglin, Rajagopal P.V.

Zielpublikum:
– alle, die wissen wollen, wer unser Essen

kultiviert, davon lebt und damit handelt
– Konsumentinnen und Konsumenten
– Student*innen und Dozierende
– Politikerinnen und Politiker
– Wirtschaftsführer*innen
– NGOs

BUCHVORSTELLUNG
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G L O S S E

UNVERSEHRTE LANDWIRTSCHAFT –
UNVERSEHRT LEBEN 

Mit grüner Leuchtfarbe habe ich ihn un-
terstrichen: den Termin, an dem ich
den Mehrfachantrag in der Bezirksbau-

ernkammer abgeben soll. Im beigelegten Brief
werde ich eindrücklich darauf hingewiesen,
den Termin einzuhalten, die Unterlagen gewis-
senhaft vorzubereiten und pünktlich zu er-
scheinen. Allerdings, mir erscheint noch etwas
unklar und ich hätte gerne eine Auskunft. Ich
rufe bei der BBK an. Dort meldet sich … eine
Anrufbeantworterinnenstimme. Für Fragen
zum ÖPUL verweist sie mich … auf die Merk-
blätter der AMA. Für Terminverschiebungen
… werde ich vor Ort gebeten, direkt in der
BBK könne ich mir einen neuen Termin abho-
len. Verzweifelt lege ich auf. Telefonisch ist da
nichts zu machen – bis 15. Mai, an dem die Ab-
gabefrist endet. Unsere Standesvertretung will
anscheinend nix zu tun haben mit uns, resi-
gniere ich.

Beim Abgabetermin legt mir die Mitarbeite-
rin einen Haftungssausschluss her, den ich un-
terschreiben soll. Damit sichert sich die BBK
ab, von eventuellen Schadensansprüchen frei-
gehalten zu werden. Dazu bittet sie mich noch,
jede einzelne Seite meines Antrags zu unter-
schreiben, nachdem ich die Daten gründlich
kontrollierte. Schon verrückt, mit diesem Ding
aus zwölf Buchstaben, die in einer bestimmten
Reihe aufeinander folgen und damit meinen
Namen ergeben, soll ich als Bäuerin haftbar
gemacht werden. Soll unterschreiben für ein
rechtsverbindliches AMA-konformes Wirt-
schaften, während ich als Bäuerin gegenüber
der AMA und ihren Handlangern ohne ein ein-
ziges Rechtsmittel dastehe. Was ist daran rech-
tens?

Auf der Heimfahrt komme ich an Schau-
fenstern vorbei. Die neuesten Schuhmodelle
locken zum Kauf: schicke Pumps, Ballerinas
oder Turnschuhe in Frühlingsfarben, zum klei-
nen Preis. Zehn oder fünfzehn Euro für ein
modisches Paar. In welchem Land sie gefertigt
wurden und unter welchen Bedingungen ver-
schweigen Plakate und Preisschilder. Das zei-
gen engagierte Filmemacher*innen mit ihren
Dokumentationen. Wie beispielsweise jener im
März ausgestrahlte Dokumentarfilm, der die
Realität der Menschen in der Lederindustrie
von Bangladesh sichtbar macht. Beim Gerben
des Leders kommen hochgiftige Stoffe zum
Einsatz, Männer und Frauen arbeiten ohne
Schutzkleidung, stehen mit nackten Füßen in
den mit Giften überfrachteten Abwässern. Die
Lederindustrien leiten die Abwässer ungeklärt
und ungefiltert in die Landschaft. Sie vergiften
damit die Flüsse und Landschaften, an denen
Millionen Menschen leben. – Bangladesh’ Ex-
portwirtschaft ist zu dreiviertel von der Leder-
industrie abhängig.

Was Bangladesh mit Europa oder Öster-
reich zu tun hat? In Europa werden jene Schu-
he und Lederwaren gekauft, die in Asien er-
zeugt wurden. Hier wie dort zerstört industri-
elles Wirtschaften natürliche Lebensgrundla-
gen und beutet die arbeitenden Menschen aus.
Österreichs Agrarpolitiker setzen auf mehr

Export, wie wir in den Fachzeitschriften nach-
lesen und in den Nachrichten hören können.
Weiterhin Wachstum! Investitionen in die „Zu-
kunft“ nennen sie das. Auf Kosten der kleinen
und mittleren Höfe, die sehenden Auges auf
die Schlachtbank geführt und dem „Struktur-
wandel“ geopfert werden. Auf Kosten südli-
cher Länder, und auf Kosten der Natur, auf
Kosten der Menschen. Frei nach dem Motto:
„Die Zeiten sind hart. Wir müssen noch härter
sein!“

Das alles geschieht „rechtmäßig“. Basie-
rend auf jeweils gültigen Rechten im Staat, die
sich jemand herausnimmt und so über andere
Menschen, deren Lebensraum und Lebens-
wirklichkeit bestimmt. Welche Agrarpolitiker
in Bund, Land und auf Bezirksebene haften
für den Schaden, den sie (wissentlich oder un-
wissentlich) anrichten? Für Kreditschulden,
schlaflose Nächte, Burnout, für das Aufgeben
der Höfe, das Bienensterben, den Raubbau an
der Humusschicht, den Verlust der Artenviel-
falt und die Wasser-, Luft- und Bodenver-
schmutzung, die durch ihre Handzeichen zur
agroindustriellen Ausrichtung der Agrarpolitik
(mit)verursacht wurden und werden? 

Wer hört den Ruf nach Unversehrtheit des
bäuerlichen Wirtschaftens und Lebens? Wo ist
das Recht der Rinder auf Hörner? Wo haben
Wildbienen Rechte auf ausreichend unversehr-
ten Lebensraum? Hat die Erde ein Recht auf
Artenvielfalt? Haben die Bauern und Bäuerin-
nen ein Recht auf Unversehrtheit des Land-
wirtschaftens? Wo ist das Recht auf ein ganz-
heitliches bäuerliches Leben, auf traditionelle
Lebensmittelherstellung, auf Erholung und
Gesundheit in der europäischen Landwirt-
schaftspolitik? Frei vom Digital-, Bürokratie-
und Strukturwandelwahnsinn?

Recht haben Sie, wenn Sie ein Abo der Zeit-
schrift „Wege für eine bäuerliche Zukunft“ er-
werben. Sie können es ganz einfach bestellen:

baeuerliche.zukunft@chello.at
Fax 01 – 958 40 33
Tel 01 – 89 29 400

Der Frühling mit seinem Wachsen
und Blühen ist zugleich die
Jahreszeit, in der der jährliche
Mehrfachantrag seine Blüten treibt.
Dieser und die himmlischen
Versprechungen der Agrarpolitiker
stoßen Bäuerinnen und Bauern sauer
auf. Zu Recht, denn die Wortwurzel
von „Recht“ geht auf „für etwas
Sorge tragen“ zurück. 
VON MONIKA GRUBER
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K O N T A K T A D R E S S E N / A B O - B E S T E L L U N G

Mitgliedschaft und/oder Abonnement
Der Mitgliedsbeitrag beträgt für ordentliche Mitglieder Euro 38 
plus ein Tausendstel des Einheitswertes bzw. eine Spende für Nicht-
Bäuer*innen. Für unterstützende Mitglieder mindestens Euro 38. 
Das Abonnement der Zeitschrift ist inkludiert.
❏ Ich möchte ordentliches Mitglied werden
❏ Ich möchte unterstützendes Mitglied werden
❏ Ich bestelle ein Abonnement (5 Ausgaben/Jahr) der Zeitschrift 

„Wege für eine bäuerliche Zukunft“ zum Preis von Euro 28 
bzw. Euro 32 (Ausland)

Name:

Adresse:

Bauer/Bäuerin  aktiv  ❏ nicht aktiv …❏……………………………....

Anderer Beruf: 
Telefon: ………… e-mail:…………………………………………......…

Datum: ……………………………………. Unterschrift: ……………………………......................

❏ Ich bestelle ein einjähriges Geschenkabo zum Preis von 
Euro 28 bzw. Euro 32 (Ausland) für:

Name:….......

Zustelladresse: …

ÖBV-Via Campesina Austria
Schwarzspanierstraße 15/3/1
1090 Wien
Tel.: 01-89 29 400, office@viacampesina.at, www.viacampesina.at

Werbt Abos …
… und macht Bauern und Bäuerinnen zu kritischen
Denker*innen!

Unsere Zeitung „Wege für eine bäuerliche Zukunft“ 
ist für uns als ÖBV wichtig, um unsere Themen unter
Bauern und Bäuerinnen zu verbreiten. Hier diskutieren
wir unsere Anliegen und informieren über aktuelle
Entwicklungen in der Agrarpolitik. Deshalb wünschen
wir uns, dass möglichst viele Bauern und Bäuerinnen
und kritische Konsument*innen unsere Zeitung lesen.

Darüber hinaus ist es für die ÖBV hilfreich, einen
möglichst hohen Grad an Eigenmittel zu erreichen, 
um auch ökonomisch unabhängiger zu sein.

Wir bitten euch daher, die Zeitung in eurem Umfeld
weiterzureichen und neue Mitglieder und
Abonnent*innen zu werben. 

Wir schicken euch gerne ein paar Exemplare zum
Verteilen zu.

✂
Ausschneiden, in ein Kuvert stecken und ab die Post!

NIEDERÖSTERREICH
Redaktion: Monika Gruber
Röhrenbach 5, 3203 Rabenstein
Tel.: 02723-2157
monika.gruber@gmx.at
Maria und Franz Vogt
Hauptstr. 36, 2120 Obersdorf
Tel.: 02245-5153
maria.vogt@tele2.at

SALZBURG
Rosalie Hötzer
Sauerfeld 40, 5580 Tamsweg
06474-8164
trimmingerhof@aon.at

VORARLBERG
Irene Schneller
Brunnenfeld 21, 6700 Bludenz
Tel: 05552-32 849
irene.schneller@cable.vol.at

TIROL
Christoph Astner
Zillfeldgweg 9, 6362 Kelchsau
0664-24 60 925
astner.zilln@hotmail.com

OBERÖSTERREICH
Lisa Hofer-Falkinger
Eckersberg 1, 4122 Arnreit
Tel.: 07282-7172
bio-hofer@ronet.at
Christine Pichler-Brix
Berg 1, 4853 Steinbach am Attersee
Tel.: 0664-73566685
christine.pichler-brix@gmx.at
Judith und Hannes Moser-Hofstadler
Hammerleitenweg 2, 4211 Alberndorf
Tel: 07235-71 277 o. 0664-23 49 137
juha.hofstadler@aon.at bzw. 
judith.moser-hofstadler@gmx.at
Johann Schauer
Au 3, 4723 Natternbach
0681-20504948
johann.schauer@viacampesina.at

STEIERMARK
Florian Walter
Offenburg 20, 8761 Pöls
Tel: 03579-8037
florian.walter@viacampesina.at

KÄRNTEN
Paul Ertl
Oberdorf 2, 9800 Spittal/Drau
Tel.: 0664-3835613
paul.ertl@boku.ac.at 
Michael Kerschbaumer
Laufenberg 15, 9545 Radenthein
Tel: 04246-31052 
forum@kritische-tierhalter.at
Heike Schiebeck
Lobnik 16, 9135 Eisenkappel
Tel.: 04238-8705
heike.schiebeck@gmx.at

BURGENLAND
David Jelinek
Berggasse 26, 7302 Nikitsch
david.jelinek@viacampesina.at
Irmi Salzer
Untere Bergen 2, 7532 Litzelsdorf
Tel.: 0699-11827634
irmi.salzer@gmx.at
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Wege für eine
Bäuerliche Zukunft
Schwarzspanierstraße 15/3/1
A–1090 Wien
+43/1/89 29 400
P.b.b. Erscheinungsort Wien Verlagspostamt 1090 Wien
Bei Unzustellbarkeit zurück an: 
ÖBV-Via Campesina Austria 
Schwarzspanierstraße 15/3/1, 1090 Wien
Postzulassungsnummer GZ 02Z031272M

ÖBV-Info II/Veranstaltungen

„BAUER UNSER“

Filmvorführung und Podiumsdiskussion
So, 14. Mai 2017, 19:00
Fuhrwerkerhaus, Hauptstraße 17, 3032 Eichgraben, (NÖ)
Der Film von Robert Schabus zeigt ungeschönt und unaufge-
regt, wie es auf Österreichs Bauernhöfen zugeht. „Die Bäue-
rinnen und Bauern produzieren die Lebensmittel. Der Handel
vertreibt die Lebensmittel. Wir alle kaufen die Lebensmittel.
Man möchte meinen, alle in diesem Kreislauf profitieren von
diesem Verhältnis untereinander. Die Realität in der Landwirt-
schaft, in der Agrarpolitik und im Handel stellt sich aber gänz-
lich anders dar“. (Filmfonds Wien)
Im Anschluss Filmgespräch mit Maria Vogt (Biobäuerin im
Weinviertel, aktives ÖBV-Mitglied)
Eintritt: freie Spende
Veranstaltet von „GEMEINSAM Eichgrabens Zukunft gestal-
ten“ in Kooperation mit der ÖBV

ÖBV-BÄUERINNENWANDERUNG

Das 20-jährige Jubiläum!
Mi, 16. Aug – Fr, 18. Aug 2017 + optionaler Zusatztag
Loferer Steinberge (Tirol)
Alle Frauen in der Landwirtschaft sind herzlich willkommen!
Bitte den Termin vormerken. Nähere Infos demnächst auf
www.viacampesina.at
Kontakt: puehringer-rainer@aon.at, 07286-7488
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Biomasseanlage in Gardanne Foto: Nicolas Bell


